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I. Eventualvorsatz bei Tötungsdelikten im Strassenverkehr (BGE 133 
IV 1 vom 28. Dezember 2006; BGE 133 IV 9 vom 21. Januar 2007; 
6S.127/2007 vom 6. Juli 2007; 6B_281/2007 vom 30. Juli 2007) 
Auch in dieser Berichtsperiode hatte sich das Bundesgericht mit der Frage 
eventualvorsätzlicher Begehung von Tötungsdelikten im Strassenverkehr zu 
befassen (vgl. hierzu auch bereits Jahrbuch zum Strassenverkehrsrecht 2007, 
S. 426 ff.).  
Sowohl im Fall eines Automobilisten, der bei hoher Geschwindigkeit auf der 
Autobahn absichtlich eine seitliche Kollision herbeigeführt hatte (BGE 133 
IV 1), als auch im Fall eines Lenkers, der auf einem gerade verlaufenden 
und übersichtlichen Streckenabschnitt ausserorts beschleunigte, als ein an-
derer Lenker überholen wollte, so dass es schliesslich zu einer Frontalkolli-
sion des überholenden mit dem entgegenkommenden Fahrzeug gekommen 
war (BGE 133 IV 9), verneinte das Bundesgericht das Vorliegen bedingten 
Tötungsvorsatzes. 
Beide Male hielt das Bundesgericht fest, dass die zu beurteilenden Sachver-
halte wesentlich von früheren Entscheiden, in welchen der bedingte Tö-
tungsvorsatz bejaht worden war, abwichen. In den früheren Entscheiden 
"[…] waren Unfälle mit schwerwiegenden Folgen für Fahrer, Passagiere und andere 
Verkehrsteilnehmer aufgrund der mit sehr hohen Geschwindigkeiten durchgeführten 
Fahrmanöver sowie der örtlichen Verhältnisse höchstwahrscheinlich und selbst 
durch grosses fahrerisches Können nicht mehr zu verhindern. Demgegenüber be-
stand im vorliegenden Fall die reelle Möglichkeit, dass das [infolge der seitlichen 
Kollision] ins Schleudern geratene Fahrzeug, wie es tatsächlich geschah, etwa durch 
eine zweckmässige Reaktion beziehungsweise durch fahrerisches Geschick des Len-
kers auf dem geraden und ebenen Streckenabschnitt der Autobahn stabilisiert und 
dadurch ein Unfall respektive jedenfalls ein Unfall mit schwerwiegenden Konse-
quenzen einschliesslich Todesfolgen verhindert werden konnte. Weil vorliegend 
diese reelle Möglichkeit bestand, konnte der Beschwerdeführer darauf vertrauen, 
dass sich die Gefahr von Todesfolgen nicht verwirklichte" (BGE 133 IV 1, 6). Und: 
es sprachen "einige Umstände dafür, dass der Beschwerdeführer – allenfalls 
pflichtwidrig unvorsichtig – davon ausging und darauf vertraute, dass F. das Über-
holmanöver schon noch rechtzeitig abbrechen und dadurch die drohende Frontalkol-
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lision vermeiden werde. Der Beschwerdeführer gefährdete durch das inkriminierte 
Verhalten auch sich selbst. Eventualvorsatz ist daher nicht leicht anzunehmen. […] 
Der Abbruch des Überholmanövers erscheint als die natürliche Reaktion des Über-
holenden, wenn bei nahendem Gegenverkehr aus irgendwelchen Gründen eine Fron-
talkollision droht, zumal von einem solchen Zusammenstoss neben den Insassen des 
entgegenkommenden Fahrzeugs in erster Linie die Insassen des überholenden und 
nicht diejenigen des überholten Fahrzeugs betroffen sind" (BGE 133 IV 9, E. 4.2.5). 
Das Bundesgericht führte aus, dass bei Unfällen im Strassenverkehr nicht 
ohne weiteres aus der hohen Wahrscheinlichkeit des Eintritts des tatbe-
standsmässigen Erfolgs auf dessen Inkaufnahme geschlossen werden könne, 
weil Fahrzeuglenker einerseits dazu neigen würden, Gefahren zu unter-
schätzen, und andererseits würden sie ihre Fähigkeiten überschätzen, wes-
halb ihnen das Ausmass des Risikos der Tatbestandsverwirklichung nicht 
bewusst sei (BGE 133 IV 9, E. 4.4). Im Ergebnis folgt das Bundesgericht dem 
auch in der Lehre bereits vertretenen Standpunkt (vgl. PHILIPPE WEISSEN-
BERGER, Jahrbuch zum Strassenverkehrsrecht 2005, S. 432 f.), wonach Even-
tualvorsatz in Bezug auf Verletzungs- und Todesfolgen im Strassenverkehr 
nur mit Zurückhaltung und in krassen Fällen anzunehmen ist. Auch wenn 
das BGer betont, dass sich die jetzt zur Beurteilung anstehenden Fälle in 
relevanter Weise von den Raser-Entscheiden der letzten Jahren unterschei-
den, wird man die neuen Entscheide als deutlichen Hinweis darauf einzus-
tufen haben, dass das Bundesgericht bestrebt ist, den Geist, den es mit eben 
diesen Entscheiden aus der Flasche gelassen hat, in dieselbe zurückzubeför-
dern. 
Im Zusammenhang mit dem Argument, dass im Falle einer Selbstgefähr-
dung (Eventual-)Vorsatz per se ausgeschlossen sein soll, hat das Bundesge-
richt im Fall eines Lenkers, der wegen waghalsigen Fahrmanövern auf der 
Autobahn unter anderem wegen Gefährdung des Lebens nach Art. 129 StGB 
verurteilt wurde, festgehalten, dass ihm bezüglich dieses Tatbestands eben 
nicht der Vorwurf gemacht wurde, dass er seinen eigenen Tod oder denjeni-
gen des anderen Fahrzeuglenkers in Kauf genommen hätte (6S.127/2007, 
E. 2.6). Art. 129 StGB komme – so das Bundesgericht – als Auffangtatbestand 
gerade dann zur Anwendung, wenn zwar das sichere Wissen um die unmit-
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telbare Lebensgefahr, nicht aber das sichere Wissen um den Eintritt des To-
des und damit Tötungsvorsatz – was zur Anwendung der Art. 111 ff. StGB 
führen würde – vorhanden war. Eine Verurteilung nach Art. 129 StGB fällt 
dann in Betracht, wenn der Täter trotz erkannter Lebensgefahr handelt, er 
aber darauf vertraut, die Gefahr werde sich nicht realisieren (6S.127/2007, 
E. 2.2). Der Einwand der Selbstgefährdung vermag somit allenfalls bezüglich 
eines Tötungsdeliktes das Vorliegen eines Eventualdolus als unwahrschein-
lich erscheinen lassen, während bei der Gefährdung des Lebens nach 
Art. 129 StGB ein Handeln trotz erkannter Lebensgefahr für die Annahme 
einer eventualvorsätzlichen Tatbegehung ausreicht. 
Der Lenker, der auf der Autobahn das seitliche Rammmanöver ausgeführt 
hatte, wurde nach der Aufhebung der ursprünglichen Verurteilung wegen 
eventualvorsätzlicher Tötung (BGE 133 IV 1) von der Vorinstanz – in An-
wendung der vorstehenden Erwägungen – wegen Gefährdung des Lebens 
verurteilt. Anstatt vormals 4½ Jahre resultierten aus der neuerlichen Verur-
teilung schliesslich 3 Jahre Freiheitsstrafe. Eine neuerliche Beschwerde des 
Verurteilten gegen die vorgenommene Strafzumessung hat das Bundesge-
richt abgewiesen (6B_281/2007 vom 30. Juli 2007). 
II. Verkehrsregelverletzungen und Aufmerksamkeitspflichten 
1. Komplexe Verkehrssituation und unvermitteltes Betreten eines Fussgän-
gerstreifens, fahrlässige schwere Körperverletzung, Art. 125 Abs. 2 StGB 
(6P.217/2006 vom 21. Februar 2007) 
Ein Fahrzeuglenker fuhr bei eingeschalteter Strassenbeleuchtung in der 
Dämmerung mit ca. 20 km/h neben einer Traminsel auf einen Fussgänger-
streifen zu. Als er sich mit seinem Fahrzeug bereits auf dem Fussgängerstrei-
fen befand, betrat ein Fussgänger von der Traminsel kommend unvermittelt 
den Streifen. Der Fussgänger prallte rund einen Meter von der Traminsel 
entfernt auf Höhe des Vorderrads in die rechte Seite des Fahrzeugs und zog 
sich erhebliche Prellungen zu. Infolge degenerativer Veränderungen der 
Knie waren als Folge des Unfalles Operationen nötig. Es resultierte eine 
bleibende Erwerbsunfähigkeit von 20 %, weshalb eine schwere Körperver-
letzung vorlag (6P.217/2006, E. 5.4). 
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Der verurteilte Fahrzeuglenker machte vor Bundesgericht geltend, dass er 
aufgrund der komplexen Verkehrslage nicht speziell auf Fussgänger auf der 
Traminsel habe achten müssen, zumal diese mit einer Abschrankung gege-
nüber der Fahrbahn versehen sei. Mit dem unvermittelten Betreten des 
Fussgängerstreifens ohne Zwischenhalt und Kontrollblick durch den Fuss-
gänger habe er überdies nicht rechnen müssen. Es sei ihm nicht mehr mög-
lich gewesen, rechtzeitig anzuhalten (6P.217/2006, E. 3.2). 
Die Vorinstanz warf dem Lenker vor, er habe nicht auf den sich in seinem 
Blickfeld befindlichen und auf der Traminsel in Richtung des Fussgänger-
streifens gehenden Fussgänger geachtet. Mit der gebotenen Aufmerksamkeit 
hätte er das Fehlverhalten des Fussgängers erkennen und durch früheres 
oder stärkeres Abbremsen den Unfall verhindern können. Ein Berufen auf 
den Vertrauensgrundsatz nach Art. 26 SVG sei infolge eigenen Fehlverhal-
tens nicht zulässig (vgl. zur Problematik des Vertrauensgrundsatzes und des 
eigenen Fehlverhaltens die besprochenen Urteile im Jahrbuch zum Strassen-
verkehrsrecht 2007, S. 431 ff.). 
Das Bundesgericht stützte das Urteil der Vorinstanz und hielt fest, dass im 
Bereich von Haltestellen des öffentlichen Verkehrs eine Verkehrslage gege-
ben sei, welche "nach allgemeiner Erfahrung die Möglichkeit fremden Fehlverhal-
tens unmittelbar in die Nähe rückt. […] In dieser Situation darf der Fahrzeugführer 
angesichts des Gebots von Art. 33 Abs. 3 SVG, wonach er auf ein- und aussteigende 
Personen Rücksicht zu nehmen hat, nicht per se davon ausgehen, dass sich diese 
ordnungsgemäss verhalten. Die allgemeine Lebenserfahrung lehrt, dass einsteigende 
Fahrgäste oft noch rasch die Strasse überqueren, um in ein bereitstehendes öffentli-
ches Verkehrsmittel einzusteigen, und dass aussteigende Fahrgäste häufig eilig auf 
die Fahrbahn treten. Bei Bus- und Tramhaltestellen bestehen mithin häufig Ver-
kehrssituationen, welche die Möglichkeit des Fehlverhaltens von Fussgängern un-
mittelbar in die Nähe rücken. Aus diesem Grund wird dem Fahrzeugführer hier eine 
besondere Vorsichtspflicht auferlegt" (6P.217/2006, E. 3.5). 
Indem der Lenker dem hinter der Abschrankung in Richtung des Fussgän-
gerstreifens gehenden Fussgänger keine Beachtung geschenkt habe, habe 
der Fahrzeuglenker seine Vorsichtspflichten missachtet. Er hätte mehr Rück-
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sicht üben und vor dem Fussgängerstreifen anhalten respektive zumindest 
früher oder stärker abbremsen müssen (6P.217/2006, E. 3.6). 
Dieser Entscheid steht in einem gewissen Widerspruch zum Entscheid 
6S.78/2006 vom 31. Mai 2006 (vgl. Jahrbuch zum Strassenverkehrsrecht 2007, 
S. 444). Dort hatte das Bundesgericht die Einstellung einer Strafuntersu-
chung gegen einen Lenker für rechtmässig erklärt, der mit 30 bis 40 km/h 
eine Strasse entlangfuhr, als unvermittelt zwei Kinder vom Trottoir auf die 
Strasse rannten. Eines der Kinder stiess dabei in die Seite des Autos und 
verletzte sich. Es stellt sich doch die Frage, wie weit das Verhalten eines – 
hier erwachsenen – Fussgängers gehen kann, ehe dieses zur Verurteilung 
eines Fahrzeuglenkers führen darf. Immerhin befand sich das Fahrzeug be-
reits auf dem Fussgängerstreifen, fuhr mit 20 km/h verhältnismässig lang-
sam und der Fussgänger stiess ebenfalls in die Seite des Fahrzeuges und 
wurde nicht etwa frontal von diesem erfasst. Im Fall der eingestellten Straf-
untersuchung handelte es sich dagegen um Kinder, bei denen mit einer 
unüberlegten Reaktion viel eher zu rechnen ist, und der dortige Lenker fuhr 
etwa doppelt so schnell. Die Frage bleibt: Wurde die damalige Strafuntersu-
chung tatsächlich zu Recht eingestellt oder ist die vorliegende Verurteilung 
zu Recht erfolgt? 
2. Unvermitteltes Betreten des Fahrrad-Fahrstreifens, Drogeneinfluss des 
Fussgängers, fahrlässige schwere Körperverletzung, Art. 125 Abs. 2 StGB 
(6S.70/2007 vom 2. April 2007) 
Auf der Höhe einer Kontakt- und Anlaufstelle für Drogensüchtige machte 
ein unter Drogeneinfluss stehender Fussgänger genau in dem Moment, als 
ein Fahrradfahrer ihn passierte, einen unvermittelten Schritt rückwärts auf 
die optisch abgetrennte Fahrrad-Fahrbahn. Die Kollision führte zu schweren 
Kopfverletzungen des Fahrradfahrers. Der Fussgänger wurde wegen fahr-
lässiger schwerer Körperverletzung verurteilt. 
Das Bundesgericht schützt diese Verurteilung, weil dem Fahrradfahrer kein 
Selbstverschulden vorzuwerfen war, welches das Verschulden des Fussgän-
gers völlig in den Hintergrund zu drängen vermocht hätte (6S.70/2007, 
E. 4.1). Analog angewendet wurde die Rechtsprechung, nach der auch bei 
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Fussgängerstreifen nicht mit unvermittelt auf die Fahrbahn tretenden Perso-
nen zu rechnen ist, wenn nicht konkrete Anzeichen für ein Überqueren der 
Strasse vorliegen. Da der verurteilte Fussgänger erwachsen war und, weil er 
beim Herannahen des Fahrrades in eine Diskussion verwickelt war, keine 
Anstalten zum Betreten der Strasse machte, musste der Fahrradfahrer mit 
dessen Fehlverhalten nicht rechnen. Daran vermochte auch sein unsicherer 
Gang und die "lallige" Verfassung nichts zu ändern (6S.70/2007, E. 4.3). 
3. Unangemessene Geschwindigkeit trotz Einhaltens der signalisierten Höchst-
geschwindigkeit, fahrlässige schwere Körperverletzung, Art. 125 Abs. 2 StGB 
(6S.107/2007 vom 11. Juni 2007) 
Der Lenker eines Fahrzeugs befuhr um die Mittagszeit bei guten Sicht- und 
Witterungsverhältnissen mit der (im Unfallzeitpunkt) eingehaltenen zuläs-
sigen Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h eine breite, leicht nach rechts 
gekrümmte, später wieder gerade Quartierstrasse. Er fuhr dabei infolge 
eines vorausgegangenen Kreuzungsmanövers nahe am rechten Strassen-
rand. Es kam zur Kollision mit einem 8-jährigen Kind, welches aus einer mit 
Sträuchern und Büschen verdeckten Hauseinfahrt hinaus die Strasse über-
queren wollte. 
Der verurteilte Lenker machte geltend, dass das Unvermögen, vor einem 
plötzlich auftretenden Hindernis zu halten, nicht per se eine übersetzte Ge-
schwindigkeit bedeute und dass das Unfallgeschehen nicht voraussehbar 
gewesen sei, weil er infolge der Gebüsche das Kind nicht habe sehen können 
und weder ein Kindergarten noch ein Schulhaus in der Nähe gewesen sei. 
Die gefahrene Geschwindigkeit hätte es ihm zudem ermöglicht, innerhalb 
der überblickbaren Strecke anzuhalten. 
Das Bundesgericht hält fest, dass die gefahrene Geschwindigkeit unter den 
gegebenen Umständen nicht als angepasst einzustufen sei, weil es sich bei 
der Strasse um eine ausgesprochene Quartierstrasse mit schlecht überblick-
baren Hauseinfahrten und fehlendem Trottoir als Abgrenzung zwischen den 
Hausparzellen und der Strasse handle (6S.107/2007, E. 2.2.3). Dass der Len-
ker das Kind konkret nicht gesehen habe, spiele keine Rolle, weil allein das 
abstrakte Erkennenkönnen einer möglichen Gefahrensituation eine Verant-
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wortlichkeit wegen Fahrlässigkeit auszulösen vermöge. Aufgrund der spe-
ziellen, unübersichtlichen örtlichen Verhältnisse habe der Lenker mit dem 
Auftreten einer plötzlichen Gefahrensituation rechnen müssen. Deshalb 
musste der Lenker sein Fahrzeug auch in bedeutend weniger als Sichtdis-
tanz zum Anhalten bringen können (6S.107/2007, E. 2.2.4). 
Bei einer geringeren Geschwindigkeit von 30 km/h wäre es möglicherweise 
zwar immer noch zu einem Unfall gekommen. Weil aber die Verletzungs-
folgen mit zunehmender Geschwindigkeit schwerer ausfallen und die Stei-
gerung einer Körperverletzung gemäss der Risikoerhöhungstheorie als 
selbständige weitere Verletzung gilt, war die Vermeidbarkeit der zu beurtei-
lenden Tat gegeben (6S.107/2007, E. 2.2.5). 
4. Aufmerksamkeit auf den übrigen Verkehr bei einer Fussgängergruppe auf der 
rechten Strassenseite, fahrlässige schwere Körperverletzung, Art. 125 Abs. 2 
StGB (6B_443/2007 vom 10. Oktober 2007) 
Ein Fahrzeuglenker bemerkte einen vor ihm fahrenden Motorradfahrer zu 
spät, konnte trotz Vollbremsung eine Kollision nicht mehr verhindern und 
verletzte dabei den Motorradfahrer schwer. Der Motorradfahrer, der beab-
sichtigt hatte, auf einen rechts der Strasse gelegenen Parkplatz einzubiegen, 
hatte seine Fahrt verlangsamt und war leicht nach links über die Strassen-
mitte ausgeschwenkt, um den Abbiegevorgang leichter vornehmen zu kön-
nen. Im Unfallzeitpunkt befand sich auf dem rechten Trottoir eine Fussgän-
gergruppe. Die Vorinstanz hatte festgestellt, dass der Fahrzeuglenker seine 
gesamte Aufmerksamkeit diesen Fussgängern gewidmet und deshalb den 
Motorradlenker zu spät gesehen habe. 
Das Bundesgericht schützte die vorinstanzliche Verurteilung und hielt fest, 
dass die verspätete Wahrnehmung des Motorradfahrers die Folge der – von 
der Vorinstanz überdies willkürfrei festgestellten – einseitigen Konzentrati-
on des Fahrzeuglenkers auf die Fussgänger am rechten Strassenrand gewe-
sen sei und dieser den Motorradfahrer bei genügender Aufmerksamkeit 
auch gegenüber dem übrigen Verkehrsgeschehen rechtzeitig hätte bemerken 
können. Das Ausserachtlassen des Verkehrs vor ihm trotz fehlenden Anzei-
chen einer Fahrbahnüberquerung durch die Fussgänger verunmöglichte 
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eine situationsgerechte Reaktion. Überdies und mit Blick auf das Aus-
schwenken des Motorradfahrers auf die linke Fahrbahnhälfte hielt das Bun-
desgericht fest, dass auch der Verkehr auf der Gegenfahrbahn im Auge be-
halten werden müsse (6B_443/2007, E. 1.2 und 2.2). Auch der Vertrauens-
grundsatz "erlaubt es einem Verkehrsteilnehmer nicht, sich in Situationen zu 
manövrieren, in denen er zur adäquaten Erfassung drohender Gefahren nicht mehr 
in der Lage ist" (6B_443/2007, E. 2.3). 
III. Polizeilich festgestellte Verkehrsregelverletzungen und Beweiswürdi-
gungsfragen 
1. Video-Aufzeichnungen und Nachfahrmessungen (1P.4/2007 vom 22. März 
2007; 6P.46/2007 und 6S.103/2007 vom 5. Juli 2007; 6B_189/2007 vom 
11. Juli 2007; 6B_544/2007 vom 22. November 2007) 
Wie auch schon in der letzten Berichtsperiode hatte sich das Bundesgericht 
wiederum mehrfach mit polizeilichen Nachfahrmessungen und Videoauf-
nahmen sowie deren Beweiserheblichkeit zu befassen (vgl. Jahrbuch zum 
Strassenverkehrsrecht 2007, S. 468 ff.). 
Zunächst hatte das Bundesgericht einen Fall zu beurteilen, in dem ein Len-
ker auf der Autobahn 51 km/h zu schnell gefahren war (1P.4/2007 vom 
22. März 2007). Ein mit dem Messgerät ViDistA ausgerüstetes ziviles Polizei-
fahrzeug folgte dem fehlbaren Lenker und erstellte eine 8-minütige Video-
aufnahme. Die eigentliche Nachfahrmessung wurde während einer Zeit-
dauer von gut 25 Sekunden auf einer Distanz von mehr als 1.2 km erstellt 
und ergab eine durchschnittliche Geschwindigkeit von 171 km/h. Die Vor-
instanzen hatten sich bereits ausführlich mit der Identität des Fahrzeugs auf 
dem Video, der Eichung des Messgerätes, der Einhaltung der technischen 
Weisungen über Geschwindigkeitskontrollen, mit der Beweistauglichkeit 
von Nachfahrmessungen ausserhalb gerader Strecken und zu den Fahr-
zeugabständen bei Messbeginn und -ende auseinandergesetzt. Das Bundes-
gericht schützt die vorinstanzliche Bejahung der Beweiskraft und der 
Rechtmässigkeit der Messung (1P.4/2007, E. 3.2.2). 
Der fehlbare Lenker rügte nicht stimmige Aufzeichnungszeiten, die auf den 
zu Beweis gebrachten Messprotokollen vermerkt waren. Dass die Vorins-
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tanzen davon ausgingen, die Polizisten hätten statt den Zeiten der effektiv 
ausgeführten Nachfahrmessung fälschlicherweise die Zeit eingetragen, in 
der das Aufnahmegerät überhaupt gestartet wurde, beanstandet das Bun-
desgericht nicht (1P.4/2007, E. 3.2.1 f.). Dass nicht die gesamte 8-minütige 
Videoaufnahme, sondern lediglich der entscheidende 26-sekündige Aus-
schnitt der Messung bei den Akten war, verletzte die Verfahrensrechte des 
Verurteilten gemäss Bundesgericht ebenfalls nicht: Allfällige frühere oder 
spätere Aufnahmen vermöchten an den durch die Aufzeichnung belegten 
Fakten der Geschwindigkeitsübertretung nichts zu ändern, für den Tatvor-
wurf spiele es keine Rolle, ob der Lenker auf der davorliegenden Strecke 
korrekt gefahren war (1P.4/2007, E. 3.3.1 und 3.3.3). 
Aufgrund der Umstände des konkreten Falles beanstandete das Bundesge-
richt auch nicht, dass die Vorinstanz die Behauptung des fehlbaren Lenkers, 
er sei vom Polizeiauto regelrecht bedrängt worden, als Schutzbehauptung 
eingestuft hatte, welche nicht von Amtes wegen durch die Edition des restli-
chen Filmmaterials zu entkräften war, umso mehr der Lenker selber keinen 
Editionsantrag gestellt hatte (1P.4/2007, E. 3.3.2 f.). 
In einem weiteren Fall hatte das Bundesgericht die Fahrweise eines Lenkers 
zu beurteilen, der auf der Überholspur einer Autobahn dem vor ihm fah-
renden Fahrzeug nach einem von dessen Lenker durchgeführten Bremsma-
növer auf einer Strecke von 213 Metern mit einem zeitlichen Abstand von 
lediglich 0.3 bis 0.43 Sekunden gefolgt war (6P.46/2007 vom 5. Juli 2007). Ein 
zeitlicher Abstand von weniger als 0.5 Sekunden wird regelmässig als 
schwere Verkehrsregelverletzung nach Art. 90 Ziff. 2 SVG beurteilt. Die 
Vorinstanzen machten dem Lenker des folgenden Fahrzeugs den Vorwurf, 
nach dem Bremsmanöver mittels Gasaufnahme den Abstand weiter gering 
gehalten zu haben, anstatt sich, ohne wieder Gas aufzunehmen, etwas zu-
rückfallen zu lassen, um den ordentlichen Abstand wieder herzustellen. 
Der fehlbare Lenker führte aus, dass mittels der Weg-Zeit-Berechnung der 
Videodistanzauswertung hätte festgestellt werden können, dass auch der 
vor ihm fahrende Lenker nach dem Bremsmanöver weiter an Geschwindig-
keit verloren habe und er deswegen durch Verzicht auf erneute Gasaufnah-
me nicht habe an Abstand gewinnen können (6P.46/2007, E. 3.2). Das Bun-
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desgericht führt aus, dass sich die Vorinstanz nicht nur auf die Videodis-
tanzauswertung gestützt, sondern zusätzlich die Video-Aufnahmen 
wertet und ein Gutachten des Bundesamtes für Metrologie zu den fraglichen 
Vorgängen eingeholt und gestützt auf alle Beweise die Verurteilung vorge-
nommen habe. Weil die Einwände des Lenkers nur die Videodistanzauswer-
tung betrafen, diese aber nicht das einzige Beweismittel gewesen war, ver-
neinte das Bundesgericht eine willkürliche Beweiswürdigung (6P.46/2007, 
E. 3.4). 
Zur Frage des Einhaltens des ordentlichen Abstands sei an dieser Stelle le-
diglich noch bemerkt, dass der fehlbare Lenker mit seiner Argumentation, er 
hätte infolge abnehmender Geschwindigkeit des vor ihm fahrenden Fahr-
zeugs auch durch Verzicht auf Gasaufnahme nicht an Abstand gewinnen 
können, so oder so nicht hätte durchdringen dürfen. Es kann nicht in Frage 
stehen, dass nötigenfalls auch auf der Autobahn durch Betätigen der Brem-
sen ein sicherheitstechnisch notwendiger Abstand zum vorausfahrenden 
Fahrzeug hergestellt werden muss. 
Der nächste Fall betraf einen Automobilisten, der auf der Autobahn tole-
ranzbereinigt mit 50 km/h über dem erlaubten Geschwindigkeitslimit mas-
siv zu schnell unterwegs war (6B_189/2007 vom 11. Juli 2007). Das ihm fol-
gende zivile Polizeifahrzeug bemerkte der fehlbare Lenker über eine Distanz 
von mehr als einem Kilometer nicht. Weil den Akten die Videoaufzeichnung 
nicht beilag, ging die Vorinstanz davon aus, eine solche existiere nicht. Der 
Verurteilte rügte, die Vorinstanz habe deshalb die Einhaltung der techni-
schen Weisungen für Geschwindigkeitskontrollen hinsichtlich der während 
der Geschwindigkeitsmessung nötigen Video-Aufzeichnung und der Ab-
standsvorschriften nicht überprüft. Die tatsächlich gefahrene Geschwindig-
keit könne infolge fehlendem Videobeweis nicht mehr nachvollzogen wer-
den (6B_189/2007, E. 3.1). 
Weil die Weisungen selber nicht Bestandteil des vom Bundesgericht auf 
Verletzung hin zu prüfenden Bundesrechts sind, waren lediglich Rügen zu 
prüfen, welche die Messung als Ganzes in Frage zu stellen vermögen 
(6B_189/2007, E. 3.2). Die Erstellung eines Messprotokolls weist gemäss 
Bundesgericht auf das korrekte Vorhandensein eines Videos hin, welches 
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zwar nicht zu den Akten genommen wurde, dessen Edition der Lenker aber 
auch nie verlangt hatte. Weil nicht bestritten war, dass die Messung dem 
verurteilten Lenker galt und der die Messung ausführende Polizeibeamte 
über grosse Erfahrung und Sicherheit in der Einhaltung der technischen 
Weisungen verfügte, hatte es gemäss Bundesgericht auf das Ergebnis der 
Messung keinen Einfluss, ob das Video lief oder nicht. Einem allfälligen 
Schätzfehler der Polizisten beim Einhalten der Abstandsvorschriften für die 
Messung sei überdies mit dem grossen Toleranzabzug von 8 % genügend 
Rechnung getragen (6B_189/2007, E. 3.3 f.). 
Schliesslich hatte sich das Bundesgericht abermals mit einem Fall zu befas-
sen, in dem der beschwerdeführende Lenker die Verletzung der technischen 
Weisungen für Geschwindigkeitskontrollen im Strassenverkehr beanstande-
te (6B_544/2007 vom 22. November 2007). Unbestrittenermassen betrug der 
Abstand des Polizeifahrzeugs zum gemessenen Fahrzeug am Anfang der 
Messung zwischen 200 und 240 Meter, am Ende der Messung aber zwischen 
110 und 140 Metern. Somit waren die Weisungen verletzt, weil die Distanz 
zu einem gemessenen Fahrzeug am Ende mindestens gleich gross sein muss 
wie am Anfang (6B_544/2007, E. 2.3). 
Der Untersuchungsrichter hatte jedoch neben den elektronischen Messresul-
taten, welche durch den Abstandsfehler hätten beeinflusst sein können, auch 
eine gutachterliche Auswertung der Videoaufnahmen durch das Bundesamt 
für Metrologie vornehmen lassen. Diese ergab, dass zwar die Abstandsbe-
dingungen für Nachfahrmessungen nicht eingehalten worden waren, die in 
den Messungen erstellte massgebliche Durchschnittsgeschwindigkeit des-
wegen aber nicht in Frage stand (6B_544/2007, E. 2.4). 
Weil die UVEK-Weisungen über Geschwindigkeitskontrollen im Strassen-
verkehr in der gerichtlichen Würdigung keine absolute Geltung beanspru-
chen und die freie Beweiswürdigung nicht berühren, andererseits aber auch 
Gutachten wie jenes des Bundesamtes für Metrologie der freien richterlichen 
Beweiswürdigung unterliegen, war die Verurteilung zu Recht erfolgt. Der 
Verringerung des Abstandes war im Gutachten Rechung getragen worden 
und eine Sicherheitsmarge war von der gemessenen Geschwindigkeit abge-
zogen worden (6B_544/2007, E. 2.7 f.). Das Bundesgericht schliesst damit an 
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seine bereits in der letzten Berichtsperiode aufgezeigte Praxis an und bekräf-
tigt richtigerweise die freie richterliche Beweiswürdigung (vgl. Jahrbuch 
zum Strassenverkehrsrecht 2007, S. 468 ff.). 
2. Polizeibeamte als Zeugen (1P.792/2006 vom 8. Februar 2007; 6B_111/2007 
vom 4. Juni 2007; 6B_55/2007 vom 12. Juni 2007) 
Die bundesgerichtlich bestätigte Verurteilung eines Lenkers wegen Rechts-
überholens zweier Fahrzeuge auf der Autobahn beruhte auf dem Rapport 
und den Aussagen eines Polizisten, der auch als Zeuge im gerichtlichen 
Verfahren ausgesagt hatte (1P.792/2006 vom 8. Februar 2007). Die Vorin-
stanz hielt fest, der Polizist habe das unerlaubte Überholmanöver detailliert 
und ohne Übertreibung geschildert und dabei festgehalten, dass das Über-
holmanöver "zielstrebig" aber nicht "in einem Spurt" erfolgt und dabei nie-
mand konkret gefährdet worden sei. Hinweise auf eine fälschlicherweise 
erfolgte Beschuldigung des beschwerdeführenden Lenkers ergäben sich 
keine. Dass der Polizist im Rapport nicht erwähnt habe, dass er die beiden 
überholten Fahrzeuglenker telefonisch kontaktiert habe, diese aber keine 
Aussagen zum Vorfall hätten machen können, ändere an der Glaubwürdig-
keit des Polizisten und der Glaubhaftigkeit seiner Darstellungen nichts 
(1P.792/2006, E. 3.2). Das Bundesgericht bestätigte die Erwägungen der Vor-
instanz und hielt fest, dass zwar die Forderung nach einer vollständigen 
Rapportierung der Ermittlungshandlungen verletzt waren, dem verurteilten 
Lenker hieraus aber keine Nachteile erwachsen seien, weil die beiden be-
fragten Lenker nichts zum Vorfall hätten aussagen können (1P.792/2006, 
E. 3.3). 
Auch ein Lenker, der ausserorts angeblich während rund 500 Metern bis auf 
2 Meter auf das vor ihm fahrende Fahrzeug aufgeschlossen hatte, wurde 
allein gestützt auf die Aussagen eines Polizeibeamten verurteilt 
(6B_111/2007 vom 4. Juni 2007). Der Lenker rügte eine willkürliche Beweis-
würdigung in Verletzung des Grundsatzes "in dubio pro reo". In seiner Aus-
sage hatte der Polizeibeamte ausgeführt, er sei dem Fahrzeug des Beschwer-
deführers in normalem, ausreichendem Abstand gefolgt, das heisst in einem 
Abstand von "zwei bis drei Fahrzeuglängen bzw. 10-15 Meter" (6B_111/2007, 
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E. 3.1). Weil der Polizist seinen eigenen Abstand mindestens um ein Dreifa-
ches zu gering eingeschätzt habe – bei der gefahrenen Geschwindigkeit be-
trägt der ausreichende Abstand nämlich 35-40 Meter – erscheine die Schilde-
rung, der Beschwerdeführer habe lediglich einen Abstand von 2 Metern 
eingehalten, unglaubhaft (6B_111/2007, E. 3.3). 
Das Bundesgericht stufte die aufgetretenen Schwierigkeiten bei der Distanz-
feststellung als nicht erheblich ein, weil selbst bei einer Unschärfe von 300 % 
der Abstand des Beschwerdeführers zum Vordermann lediglich 6 Meter 
betragen hätte. Zusätzlich habe das Bezirksgericht den möglichen Schätzfeh-
ler nochmals verdoppelt und sei von 12 Metern ausgegangen. Weil auch 
damit der bei den gefahrenen Tempi notwendige Mindestabstand bei wei-
tem unterschritten war, mass das Bundesgericht den Schätzschwierigkeiten 
und -fehlern keine Bedeutung zu und erachtete den zu geringen Abstand – 
in welchem genauen Mass auch immer – als erstellt (6B_111/2007, E. 3.4). 
Der dritte gestützt auf die Aussagen zweier Polizisten verurteilte Fahrzeug-
lenker fuhr während sechs Kilometern auf dem Überholstreifen im Baustel-
lenbereich einer Autobahn. Weil auf der Normalspur ein Autotransporter 
fuhr, getraute sich der Lenker nicht, diesen zu überholen. Trotzdem gab er 
den Überholstreifen für ein sich ankündendes schnelleres Fahrzeug nicht 
frei (6B_55/2007 vom 12. Juni 2007). Die Polizisten hielten in ihrem Rapport 
fest, dass der Lenker die Überholspur jederzeit hätte freigeben können, weil 
auf der Normalspur neben ihm kein Fahrzeug fuhr und im fraglichen Zeit-
punkt kein dichter Verkehr geherrscht habe. Die geringe Verkehrsdichte 
wurde durch zwei von den Polizisten gemachte Fotos belegt (6B_55/20007, 
3.2 f.). Das Bundesgericht stufte, wie schon die Vorinstanzen, die gegenteili-
gen Behauptungen des Beschwerdeführers, er habe aufgrund des dichten 
Verkehrs die Überholspur nicht freigeben können und zudem das hinter 
ihm fahrende Fahrzeug nicht bemerkt, als Schutzbehauptung ein und 
schützte die Verurteilung durch die Vorinstanzen (6B_55/2007, E. 3.5 und 
4.2 f.). 
Auch ein weiteres, besonders kreatives Argument des Beschwerdeführers 
überzeugte das Bundesgericht nicht. Dieser führte aus, augrund der im Bau-
stellenbereich montierten Tafel "Versetzt fahren = mehr Sicherheit" habe er 
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sich zu seiner Fahrweise berechtigt und verpflichtet gefühlt. Weil die Tafel 
aber in der Strassenverkehrsgesetzgebung nicht vorgesehen ist und offen-
sichtlich lediglich einen Sicherheitshinweis für dichten Verkehr im Baustel-
lenbereich darstellt, durfte der Beschwerdeführer weder von einem Über-
holverbot noch von einem aufgehobenen Rechtsfahrgebot ausgehen 
(6B_55/2007, E. 5.2). 
3. Polizeikontrolle und Straflosigkeit der Selbstbegünstigung (BGE 133 IV 97 
vom 17. Mai 2007) 
Zwei Polizeibeamten stellten an einem Fahrzeug viel zu stark abgedunkelte 
Fahrer- und Beifahrerscheiben fest. Als der Lenker des beanstandeten Fahr-
zeugs schliesslich angehalten wurde, senkte er die Fahrer- und Beifahrer-
scheibe vollständig und weigerte sich, zur Kontrolle die beiden Scheiben 
wieder hochzufahren. Eine ausgestellte Mängelkarte warf der mit Strafbe-
fehl wegen mit Folie getönter Seitenscheiben vorne bereits verurteilte Lenker 
bei der Weiterfahrt zum Fenster hinaus. Vom Vorwurf des Führens eines 
Fahrzeugs in nicht vorschriftgemässem Zustand wurde der Lenker vorin-
stanzlich freigesprochen, dafür jedoch wegen Hinderung einer Amtshand-
lung verurteilt. 
Das Bundesgericht führt detailliert die Voraussetzungen der straflosen 
Selbstbegünstigung auf und weist auf die Grenzen derselben hin, wenn le-
diglich das Motiv einer solchen vorliege und diese in einer anderen strafba-
ren Handlung – zum Beispiel dem Hindern einer Amtshandlung nach 
Art. 286 StGB – bestehe (BGE 133 IV 97, E. 6.2.1). Wesentlich sei, ob der Täter 
einer Amtshandlung lediglich zuvorkomme oder ob er in diese eingreife. 
Dass grundsätzlich bei Polizeipräsenz mit einer Kontrolle gerechnet werden 
müsse, füge dem selbstbegünstigenden Verhalten per se noch kein wesentli-
ches Element hinzu. Erst wenn der Täter in eine sich bereits in Gang befin-
dende Amtshandlung eingreife, überschreite er die Grenzen der straflosen 
Selbstbegünstigung (BGE 133 IV 97, E. 6.2.3). Im vorliegenden Fall ergab sich 
aus dem angefochtenen Urteil nicht, wann genau und unter welchen Um-
ständen der fehlbare Lenker die Scheiben abgesenkt hatte. Weil der Frage, 
ob seine Handlung bereits vor der polizeilichen Anhalteaufforderung oder 
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erst danach stattgefunden hatte, entscheidende rechtliche Bedeutung zu-
kommt, wies das Bundesgericht die Sache zur Ergänzung der tatsächlichen 
Feststellungen an die Vorinstanz zurück (BGE 133 IV 97, E. 6.3). 
IV. Alkohol- und Drogeneinfluss im Strassenverkehr und verkehrsmedi-
zinische Massnahmen 
1. Vereitelung einer Blutprobe (1P.794/2006 vom 27. März 2007) 
Ein mit einer Abstinenzauflage im Führerausweis belegter Automobilist 
entzog sich einer beabsichtigten Polizeikontrolle, begab sich nach Hause und 
konsumierte Alkohol. Das Bundesgericht schützt die Verurteilung wegen 
Vereitelung einer Blutprobe. 
Zunächst rügte der Beschwerdeführer, zwei Entlastungszeugen, die aussa-
gen könnten, dass er vor der betreffenden Fahr keinen Alkohol konsumiert 
habe, seien nicht einvernommen worden. Diesbezüglich bestätigte das Bun-
desgericht die vorinstanzlichen Erwägungen, wonach es nicht auf die tat-
sächliche Alkoholisierung während der Fahrt ankomme, sondern darauf, ob 
der Lenker, insbesondere aufgrund seiner Abstinenz-Auflage im Ausweis, 
mit einer Alkohol-Kontrolle habe rechnen müssen. Insofern konnte der Täter 
aus den allfälligen Zeugenaussagen nichts zu seinen Gunsten ableiten 
(1P.794/2006, E. 2.2 f.). 
Der Beschwerdeführer brachte ausserdem vor, dass er zwei Ausweise besit-
ze, wobei nur aus dem älteren die Auflage der Abstinenz ersichtlich sei. 
Insofern habe zum Tatzeitpunkt eine Unklarheit bestanden, ob die Auflage 
überhaupt noch Gültigkeit gehabt habe. Das Bundesgericht führt dazu aus, 
dass der Beschwerdeführer so lange eine Überprüfung der Auflage bei jeder 
Polizeikontrolle zu gewärtigen habe, als die Massnahme nicht zweifelsfrei 
aufgehoben sei (1P.794/2006, E. 3.3).  
Da allein die Frage massgebend ist, ob ein Fahrzeuglenker unter den gege-
benen Umständen mit einer Alkohol-Kontrolle durch die Polizei rechnen 
muss (vgl. dazu auch schon die Fälle in der vorhergehenden Berichtsperiode 
im Jahrbuch zum Strassenverkehrsrecht 2007, S. 452 ff.), wies das Bundesge-
richt auch im vorliegenden Fall die Beschwerde des verurteilten Lenkers ab. 
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2. Fahrunfähigkeit, fahrlässige actio libera in causa (6P.227/2006 und 
6S.522/2006 vom 8. Februar 2007) 
Ein Fahrzeuglenker wurde in einer polizeilichen Kontrolle positiv auf Alko-
holkonsum getestet. Es resultierte eine Blutalkoholkonzentration von 2.11 
bis 2.33 Promille. Er wurde zunächst per Strafbefehl wegen Fahrens in an-
getrunkenem Zustand verurteilt. Aufgrund eines psychiatrischen Gutach-
tens sprach das Bezirksgericht den Beschuldigten dann frei. Auf Berufung 
der Staatsanwaltschaft hin sprach das Obergericht den Lenker wegen fahr-
lässigen Führens eines Motorfahrzeugs in angetrunkenem Zustand schuldig. 
Dem Fall lag die Problematik zu Grunde, dass der Lenker angesichts der 
Folgen eines Schädel-Hirn-Traumas und der Alkoholintoxikation zum Tat-
zeitpunkt für unzurechnungsfähig erklärt wurde. Allerdings führte der Be-
schuldigte aus, er würde üblicherweise "automatisch" ins Auto steigen, um 
mit seinem Hund "Gassi" zu gehen. Die Vorinstanz warf dem Beschwerde-
führer deshalb vor, dass es vor Trinkbeginn vorhersehbar gewesen sei, dass 
er auch an jenem Tag zwecks Ausführen des Hundes ins Auto steigen und 
dieses somit in angetrunkenem Zustand führen würde (6P.227/2006, E. 2.). 
Der Beschwerdeführer wollte seine Äusserungen zur "automatischen" Fahr-
zeugbenützung nicht so verstanden wissen, dass dies tagtäglich der Fall sei, 
sondern als Erklärung, weshalb er trotz Alkoholkonsums sein Fahrzeug 
lenkte. Das Bundesgericht trat auf diese Sachverhaltsergänzungen nicht ein 
(6P.227/2006, E. 2.2 f.). 
Weiter warf der Beschwerdeführer der Vorinstanz vor, angesichts seiner 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen überhöhte Sorgfaltsanforderungen an 
ihn zu stellen. Er habe im Zeitpunkt seines Alkoholkonsums nicht damit 
rechnen müssen, dass er am Abend noch Auto fahren würde (6S.522/2006, 
E. 4.). Dieser Ansicht folgte das Bundesgericht nicht. Es führte aus, dass bei 
der fahrlässigen actio libera in causa die Verminderung oder der Ausschluss 
der Zurechnungsfähigkeit dann unbeachtlich sei, wenn der Täter in diesem 
Zustand eine fahrlässige Straftat begehe und die Tat für ihn zur Zeit, als er 
noch zurechnungsfähig war, bei pflichtgemässer Aufmerksamkeit voraus-
sehbar gewesen sei (6S.522/2006, E. 4.1). Vorliegend war dies gemäss Bun-
desgericht der Fall, weil aufgrund des für das Bundesgericht verbindlich 
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festgestellten Sachverhalts der Beschwerdeführer jeweils am Abend seinen 
Hund mit dem Auto "Gassi" führen ging. So lag es für den Beschwerdefüh-
rer auf der Hand, dass er sich auch am fraglichen Abend hinter das Steuer 
setzen würde. Weil er trotz dieser Aussicht mit dem Trinken begonnen hat-
te, verletzte er seine Sorgfaltspflichten, weswegen er zu Recht von der Vor-
instanz wegen fahrlässigen Führens eines Fahrzeuges im angetrunkenen 
Zustand verurteilt worden war (6S.522/2006, E. 4.2). 
3. Verkehrsmedizinische Massnahmen (6A.72/2006 vom 7. Februar 2007; 6A.8/ 
2007 vom 1. Mai 2007; 1C_98/2007 vom 13. September 2007; 1C_155/2007 
vom 13. September 2007; 6A.3/2007 vom 15. März 2007; 1C_47/2007 vom 
2. Mai 2007)  
Wiederum viel Arbeit bescherten dem Bundesgericht Fälle, in denen die 
Beurteilung von verkehrsmedizinischen Massnahmen und Anordnungen 
verlangt wurde. Auch in der letzten Berichtsperiode hatte das Bundesgericht 
einige Entscheide in diesem Bereich zu fällen (Jahrbuch zum Strassenver-
kehrsrecht 2007, S. 455 ff.). Im jetzigen Berichtszeitraum betrafen die Mass-
nahmen vornehmlich Lenker, welche wegen übermässigem Alkoholkonsum 
oder Drogenmissbrauch aufgefallen waren. Aber auch die Fahreignung von 
Senioren und gesundheitlich angeschlagener Personen gaben Anlass zu 
Entscheiden des Bundesgerichts. 
Einmaliger Kokainkonsum, kein Sicherungsentzug (6A.72/2006 vom 
7. Februar 2007). Bei einer Polizeikontrolle wurden zwei Insassen eines par-
kierten Fahrzeugs beim Konsum von Kokain erwischt. Aufgrund des Poli-
zeirapports verfügte die Administrativbehörde gegen den Beifahrer einen 
vorsorglichen Führerausweisentzug bis zur spezialärztlichen Abklärung 
seiner Fahreignung. Dagegen führte der Betroffene Verwaltungsgerichtsbe-
schwerde ans Bundesgericht. Noch vor Ergehen eines bundesgerichtlichen 
Entscheids attestierte das zwischenzeitlich erstellte Gutachten dem Be-
schwerdeführer die volle Fahreignung ohne Auflagen. Daraufhin wurde 
ihm der Führerausweis wieder erteilt (6A.72/2006, E. 2.). Das Bundesgericht 
hatte somit lediglich noch über die Kosten- und Entschädigungsfolgen zu 
entscheiden, äusserte sich in diesem Zusammenhang aber auch materiell. 
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Voraussetzung für einen Sicherungsentzug ist eine die Fahreignung aus-
schliessende Sucht, wobei ein regelmässiger, die Fahrfähigkeit beeinträchti-
gender Konsum mit Sucht gleichzusetzen ist. Ein vorsorglicher Entzug wäh-
rend eines Verfahrens sei im Hinblick auf den im Raum stehenden Siche-
rungsentzug die Regel. Ein einmalig nachgewiesener und nicht im 
Zusammenhang mit dem Führen eines Motorfahrzeugs stehender Kokain-
konsum vermag nach Auffassung des Bundesgerichts jedoch die Annahme 
nicht zu tragen, der Beschwerdeführer stelle ein besonderes Risiko für die 
anderen Verkehrsteilnehmer dar. Der erhobenen Beschwerde gegen den 
vorsorglichen Entzug mass das Bundesgericht deshalb grosse Chancen auf 
Erfolg zu und entschied deshalb in der Kosten- und Entschädigungsfrage zu 
Gunsten des Beschwerdeführers (6A.72/2006, E. 3.2). 
Haaranalyse als Nachweis von Alkoholproblemen (6A.8/2007 vom 1. Mai 
2007). Zu beurteilen hatte das Bundesgericht auch den Fall eines Fahrzeug-
lenkers, dem infolge wiederholter Trunkenheit am Steuer der Führerausweis 
abgenommen worden war und bei dem ein verkehrsmedizinisches Gutach-
ten durchgeführt wurde. Das Gutachten stützte sich unter anderem auf eine 
in Luxemburg durchgeführte direkte Methode der Haaranalyse und nicht 
auf die bisher verwendete indirekte Methode der Laboranalytik, bei der im 
Blut gewisse Parameter bestimmt werden. Aufgrund des Haarlängenwach-
stums und des Nachweises von Abbauprodukten aus dem Alkoholkonsum 
hatte der Gutachter zweifelsfrei festgestellt, dass es sich beim untersuchten 
Beschwerdeführer um eine Person mit Alkoholproblemen handelte 
(6A.8/2007, E. 2.3). 
Obwohl die Möglichkeit der Haaranalyse im Bundesrecht erwähnt wird, hat 
der Bundesrat von seiner Verordnungskompetenz diesbezüglich noch kei-
nen Gebrauch gemacht. Insofern richtete sich das Beweisverfahren nach 
kantonalem Recht, welches aber in hinreichendem Sachzusammenhang mit 
der zu beurteilenden bundesrechtlichen Fragestellung stand und deshalb 
vom Bundesgericht beurteilt werden konnte. Das Bundesgericht bejahte die 
Verwertbarkeit des Gutachtens, weil weder ersichtlich noch dargelegt war, 
dass das luxemburgische Labor den Anforderungen nicht genügte oder die 
Analyse nicht fachgerecht durchgeführt worden war (6A.8/2007, E. 2.4). 
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Für den indirekten Nachweis der Trunksucht gehörte bislang neben der 
Bestimmung von Blutwerten auch regelmässig eine gründliche Prüfung der 
persönlichen Verhältnisse zu den notwendigen Abklärungen. Diesbezüglich 
sind relevant: die Einholung von Fremdberichten bei Hausärzten, beim Ar-
beitgeber sowie bei Familienangehörigen oder anderen Personen, körperli-
che Untersuchungen, die Erforschung des Trinkverhaltens sowie der subjek-
tiven Einstellung dazu sowie die Analyse früherer Trunkenheitsfahrten. 
Diese zusätzlichen Kriterien bereiteten oft Probleme, weshalb Gutachter 
regelmässig Vorbehalte dagegen anbrachten. In Anwendung der neuen, 
direkten Nachweismethode dürften sich nach Auffassung des Bundesge-
richts diese problematischen Nachforschungen zunehmend erübrigen, wenn 
auch immer der Einzelfall entscheidend bleibt. Im vorliegenden Fall erschien 
dem Bundesgericht aufgrund der klaren Resultate des Gutachters eine Be-
fragung des Arbeitgebers und der Tochter des Beschwerdeführers nicht als 
notwendig, weshalb es den Entscheid der Vorinstanz vollumfänglich schütz-
te (6A.8/2007, E. 2.5). 
Wiederholte Trunkenheitsfahrten, Fahreignungsprüfung (1C_98/2007 vom 
13. September 2007). In diesem Entscheid wies das Bundesgericht die Ad-
ministrativbehörde auf eine Beschwerde des Bundesamts für Strassen  
ASTRA hin an, einen Lenker wegen wiederholten Trunkenheitsfahrten auf 
seine medizinische und psychologische Fahreignung hin zu untersuchen. 
Dem Entscheid lag folgender Sachverhalt zu Grunde: Dem betroffenen Len-
ker wurde innerhalb von weniger als vier Jahren drei Mal der Führeraus-
weis wegen Fahrens in angetrunkenem Zustand entzogen. Zweimal hatte 
sich der Lenker mit 1.95 bis 2.2 Promillen Blutalkoholkonzentration massiv 
angetrunken hinters Steuer gesetzt. Beim letzten Vorfall betrug die Konzent-
ration zwar nur 0.63 Promille, dies allerdings nur knapp zwei Monate, 
nachdem ihm der aufgrund der früheren Vorfälle entzogene Führerausweis 
wieder zurückgegeben worden war (1C_98/2007, E. 3.3). 
Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts ist bei einer Person, bei der 
die Blutalkoholkonzentration 2.5 Promille und mehr beträgt, aufgrund der 
hohen Alkoholtoleranz, welche auf eine Abhängigkeit hinweist, eine medi-
zinische Begutachtung durchzuführen (1C_98/2007, E. 3.1). Weil die Werte 
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des Beschwerdeführers bei den beiden ersten Vorfällen diesen Wert nur 
knapp nicht erreichten und aufgrund der engen zeitlichen Häufung der 
Trunkenheitsfahrten erachtete das Bundesgericht eine umfassende ver-
kehrsmedizinische Abklärung über die Fahreignung des Beschwerdeführers 
für angezeigt (1C_98/2007, E. 3.3). Ausserdem bestimmte das Bundesgericht, 
dass, sollte die medizinische Eignungsabklärung für den Beschwerdeführer 
positiv verlaufen, aufgrund der Häufung der Vorfälle in kurzer Zeit auch 
die charakterliche Fahreignung mittels eines verkehrspsychologischen oder 
psychiatrischen Gutachtens überprüft werden musste. Der Beschwerdefüh-
rer habe "nichts an seinem Verhalten geändert, und es scheint ihm nicht bewusst 
zu sein, welche Gefährdung er in angetrunkenem Zustand für die übrigen Verkehrs-
teilnehmer darstellt" (1C_98/2007, E. 4.2). 
Rechtsmittel gegen Sicherungsentzug, keine aufschiebende Wirkung 
(1C_155/2007 vom 13. September 2007). Seit der Revision des SVG, in Kraft 
seit 1. Januar 2005, sind in den Art. 16 ff. SVG die Begriffe "Warnungsent-
zug" und "Sicherungsentzug" nicht mehr ausdrücklich enthalten. Dagegen 
waren im alten Strassenverkehrsgesetz beide Begriffe vorhanden, wobei 
hinsichtlich der Suspensivwirkung von Rechtsmitteln der Grundsatz galt 
"Warnungsentzug = Suspensivwirkung, Sicherungsentzug = keine Suspen-
sivwirkung". Ein Lenker machte gestützt auf den neuen Wortlaut geltend, 
dass seinem Rechtsmittel gegen einen Sicherungsentzug ebenfalls aufschie-
bende Wirkung zukommen müsse, weil die Unterscheidung Warnungsent-
zug – Sicherungsentzug aufgegeben worden sei (1C_155/2007, E. 2.1). Das 
Bundesgericht führt dagegen aus, dass zwar die beiden Begriffe im Gesetz 
nicht mehr explizit vorkämen, deswegen aber die Unterscheidung in der 
Sache nicht aufgegeben worden sei (1C_155/2007, E. 2.2). Nach wie vor 
kommt einem Rechtsmittel gegen einen Sicherungsentzug also grundsätz-
lich keine Suspensivwirkung zu (vgl. auch BGE 122 II 359). 
Kontrollfahrten bei Senioren (6A.3/2007 vom 15. März 2007; 1C_47/2007 
vom 2. Mai 2007). In zwei Entscheiden hatte das Bundesgericht über die 
Anordnung von Kontrollfahrten bei Senioren zu entscheiden. Im ersten Fall 
(6A.3/2007 vom 15. März 2007) ordnete das Strassenverkehrsamt bei einem 
damals 85-jährigen Lenker eine Kontrollfahrt an, weil der Hausarzt die Fahr-
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tauglichkeit aus klinischer Sicht nicht abschliessend zu beurteilen vermoch-
te. Die Kontrollfahrt bestand der Rentner knapp, weswegen der Prüfungs-
experte festhielt, es sei ein Jahr später eine weitere Kontrollfahrt anzuord-
nen. Dies tat das Strassenverkehrsamt denn auch, wogegen der Rentner 
Beschwerde bis vor Bundesgericht führte. 
Dieses hiess seine Beschwerde gut, weil Sinn und Zweck der Kontrollfahrt 
gemäss Art. 29 Abs. 1 VZV die Überprüfung von Fahrtechnik und Kenntnis 
der Verkehrsregeln bei "Bedenken über die Eignung" sei. Weil aber weder 
Gesetz noch Verordnung eine anlasslose, regelmässig anzuordnende Kon-
trollfahrt bei älteren Personen vorsähen, noch der Prüfungsexperte in der 
Lage sei, eine Prognose über die Entwicklung des fahrerischen Könnens 
abzugeben, der Rentner die Kontrollfahrt aber bestanden habe, sei die 
Anordnung einer weiteren Kontrollfahrt in einem Jahr zu Unrecht erfolgt 
(6A.3/2007, E. 2.2). 
Allerdings folgte das Bundesgericht einem Antrag des Bundesamts für 
Strassen ASTRA, welches aufgrund der medizinischen Zweifel des Hausarz-
tes eine umfassende verkehrsmedizinische Spezialuntersuchung forderte. 
Eine solche medizinische Untersuchung werde gemäss Art. 27 Abs. 1 lit. b 
VZV bei über 70-jährigen Lenkern ohne Anlass regelmässig angeordnet, da 
mit fortschreitendem Alter die medizinischen Grundvoraussetzungen für 
das Lenken eines Fahrzeuges abnehmen könnten, ohne dass beispielsweise 
auch die Kenntnis der Verkehrsregeln abnehme. Die ausgedehnte Untersu-
chung rechtfertige sich in diesem Fall aufgrund der Zweifel des Hausarztes 
(6A.3/2007, E. 2.3). 
Im zweiten Entscheid (1C_47/2007 vom 2. Mai 2007) verfügte die Motorfahr-
zeugkontrolle bei einem damals 84-jährigen Lenker eine Kontrollfahrt, weil 
dieser zuvor in einen Unfall verwickelt war, den er durch Missachten des 
Rechtsvortritts und wegen mangelhafter Aufmerksamkeit zumindest mit-
verschuldet hatte. Gestützt auf Art. 29 Abs. 1 VZV hielt das Bundesgericht 
fest, dass eine Kontrollfahrt angeordnet werden könne, wenn Bedenken über 
die Eignung eines Fahrzeugführers bestünden. Die rechtskräftig festgestell-
ten Unfall(mit)ursachen konnten nach Auffassung der Vorinstanz zumin-
dest möglicherweise auf einen altersbedingten Leistungsabfall des Be-
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schwerdeführers hinweisen, weshalb eine Kontrollfahrt angezeigt war 
(1C_47/2007, E. 2.). Das Bundesgericht schützte den vorinstanzlichen Ent-
scheid, obschon keine grundsätzliche Vermutung bestehe, dass sich ältere 
Personen nicht mehr als Fahrzeugführer eignen würden und somit Kontroll-
fahrten nicht allein aufgrund des Alters angeordnet werden könnten (vgl. 
vorstehende Ausführungen zur Unzulässigkeit einer anlasslosen Kontroll-
fahrt). Allerdings genüge es für die Anordnung einer Kontrollfahrt, wenn 
ein älterer Lenker durch Fahrfehler aufgefallen sei, die auf einen altersbe-
dingten Leistungsabfall zurückgeführt werden könnten, was vorliegend der 
Fall gewesen sei (1C_47/2007, E. 3.1). 
Begutachtung bei psychophysischen und psychiatrischen Auffälligkeiten 
(BGE 133 II 384 vom 6. September 2007). Nicht ganz alltäglich dürfte sich 
dem Bundesgericht der Fall eines Fahrzeuglenkers präsentiert haben, der 
aufgrund des in einem psychiatrischen Gutachten geäusserten Verdachts auf 
eine schizophrene Erkrankung zu einer verkehrsmedizinischen und –
psychologischen Begutachtung verpflichtet wurde. Der Lenker war dabei als 
Taxifahrer, nebst der normalen Kategorie B, auch im Besitz des Führeraus-
weises für die Kategorie D1. Für beide Kategorien wurde ein Sicherungsent-
zug verfügt. 
Bei der Begutachtung wurde eine verkehrsrelevante Beeinträchtigung der 
kognitiven Hirnleistungsfähigkeit festgestellt, weshalb der Lenker nicht 
mehr über ausreichende Leistungsreserven für ein Motorfahrzeug mit er-
höhter Lenkverantwortung, wie bei der Kategorie D1 der Fall, verfüge. Ob 
er psychiatrisch krank sei, wurde von der Vorinstanz als für den verfügten 
Sicherungsentzug nicht relevant eingestuft. Demgegenüber erachtete die 
Vorinstanz den Sachverhalt bezüglich eines Sicherungsentzugs für die Kate-
gorie B als nicht genügend erstellt und verlangte ein zusätzliches Gutachten 
(BGE 133 II 384, E. 2.). 
Hinsichtlich des Sicherungsentzugs für die Kategorie D1 führt das Bundes-
gericht aus, dass ein Sicherungsentzug in jedem Fall angeordnet werden 
müsse, wenn die Fahreignung nicht mehr gegeben sei. Die Fahreignung 
auszuschliessen vermöchten alle diesbezüglich relevanten medizinischen 
und psychischen Gründe, wobei eine Gesamtbetrachtung im Einzelfall not-
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wendig sei (BGE 133 II 384, E. 3.1). Die psychophysische Fahreignung setze 
beim Lenker, der berufsmässig Personentransporte ausführe, voraus, dass 
dieser seine Fahrgäste auch in schwierigen Verkehrssituationen ohne Ge-
fährdung zu transportieren vermöge, wobei eine flüssige, routinierte Fahr-
weise mit ausgeprägtem Verkehrssinn vorausgesetzt werde (BGE 133 II 384, 
E. 3.6). Selbst ein an sich gesunder Mensch könne der erhöhten Lenkverant-
wortung für den berufsmässigen Personentransport psychophysisch nicht 
gewachsen sein (BGE 133 II 384, E. 3.7). Gleichzeitig bestünden insgesamt 
genügend gesetzliche Grundlagen, einen Sicherungsentzug für die Kategorie 
D1 gestützt auf eine verminderte Hirnleistungsfähigkeit anzuordnen (BGE 
133 II 384, E. 3.8). 
Im konkreten Fall müsse aufgrund der verkehrsrelevanten Verlangsamung 
der Wahrnehmungs-, Informationsverarbeitungs- und Reaktionsfähigkeit 
von einer unter hohem Zeitdruck leicht beeinträchtigten Fähigkeit zur Kon-
trolle und Steuerung von Handlungsimpulsen ausgegangen werden, wes-
halb der Lenker nicht über genügend Leistungsreserven für schnelle und 
richtige Reaktionen im gewerbsmässigen Personenbeförderungsverkehr 
verfüge. Erschwerend wirke das völlig fehlende Problembewusstsein des 
Beschwerdeführers (BGE 133 II 384, E. 4.2.1). Obwohl sich der Lenker selber 
als "Topautofahrer" einstufe, räume er doch ein, dass ihn seine Kundschaft 
regelmässig zu schnellerer Fahrweise aufgefordert habe. Indes könne er 
doch "nicht wie ein Schnellzug durch die Schweiz fahren" (BGE 133 II 384, 
E. 4.2.4). Seinen automobilistisch ungetrübten Leumund erachtete das Bun-
desgericht als nicht relevant, weil der Sicherungsentzug nicht mit Verkehrs-
regelverletzungen sondern mit medizinischen Gründen verfügt worden war 
(BGE 133 II 384, E. 4.3.2). Schliesslich hält das Bundesgericht fest, dass der 
Entzug des Ausweises der Kategorie D1 nicht deshalb unterbleiben könne, 
um dem Beschwerdeführer den Weiterbetrieb seines Taxigewerbes zu er-
möglichen. Der Beschwerdeführer könne keinen konkreten Fall anführen, in 
dem einem Taxifahrer mit psychophysischer Beeinträchtigung der Führer-
ausweis nicht entzogen worden wäre (BGE 133 II 384, E. 4.3.4.).  
Auch das von der Vorinstanz hinsichtlich eines Entzugs auch des Führer-
ausweises der Kategorie B verlangte zusätzliche Gutachten zur Beurteilung 
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einer allenfalls vorhandenen unbehandelten schizophrenen Erkrankung und 
den daraus resultierenden Auswirkungen auf die Fahreignung wurde vom 
Bundesgericht bestätigt. Bei der gegebenen Ausgangslage bestehe laut Bun-
desgericht für das Einholen des zusätzlichen Gutachtens hinreichender An-
lass. Die Anordnung sei zudem verhältnismässig, weil die Verpflichtung, 
sich für eine psychiatrische Begutachtung zur Verfügung zu halten, grund-
sätzlich keinen schweren Eingriff in die persönliche Freiheit darstelle. Der 
provisorische Führerausweisentzug für die Dauer des Verfahrens erachtet 
das Bundesgericht ebenfalls als zulässig (BGE 133 II 384, E. 5.2.2). 
V. Entzug des Führerausweises 
1. Unzulässigkeit der Unterschreitung der Mindestentzugsdauer, Abgren-
zungsfragen (6A.89/2006 vom 19. Juli 2007; 6A.6/2007 vom 19. April 2007; 
6A.80/2006 vom 24. Januar 2007; 6A.13/2007 vom 20. März 2007) 
Mehrfach hatte sich das Bundesgericht auch in dieser Berichtsperiode mit 
der Frage der Mindestentzugsdauer und den dem Entzug zugrunde liegen-
den Sachverhalten zu befassen (vgl. auch bereits Jahrbuch zum Strassenver-
kehrsrecht 2007, S. 462 ff.). Im Grundsatz hält das Bundesgericht fest, dass 
die gesetzliche Mindestentzugsdauer nicht unterschritten werden kann. Aus 
Billigkeitsüberlegungen kann davon nur abgewichen werden, wenn seit 
dem massnahmeauslösenden Ereignis und der Anordnung des Entzuges 
unverhältnismässig viel Zeit verstrichen ist, der Betroffene die lange Verfah-
rensdauer nicht verschuldet hat und er sich in dieser Zeit nichts mehr hat 
zuschulden kommen lassen (BGE 127 II 297; 120 Ib 504). Zur Frage der über-
langen Verfahrensdauer vgl. die beiden Entscheide nachstehend unter V.2. 
Unterschreiten der gesetzlich vorgeschriebenen Reifenprofiltiefe, Min-
destentzugsdauer (6A.89/2006 vom 19. Juli 2007). Beim Privatfahrzeug eines 
Buschauffeurs wurde in einer polizeilichen Kontrolle auf der Autobahn bei 
regennasser Fahrbahn festgestellt, dass die minimal vorgeschriebene Profil-
tiefe von 1.6 mm bei drei von vier Reifen unterschritten war. Das zuständige 
Strassenverkehrsamt ging bei der Frage des Führerausweisentzugs von ei-
nem mittelschweren Fall nach Art. 16b Abs. 1 lit. a und Abs. 2 lit. a SVG aus 
und ordnete einen einmonatigen Ausweisentzug an. Damit war der Be-
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schwerdeführer nicht einverstanden und verlangte vor Verwaltungsgericht 
die Annahme eines leichten Falles unter Anordnung einer Verwarnung, was 
das Verwaltungsgericht guthiess. Dieser Entscheid wiederum wurde vom 
Bundesamt für Strassen beim Bundesgericht angefochten. Beantragt wurde 
ein Führerausweisentzug von drei Monaten wegen einer schweren Wider-
handlung nach Art. 16c Abs. 1 lit. a und Abs. 2 lit. a SVG, eventualiter eine 
Entzugsdauer von einem Monat wegen eines mittelschweren Falls nach 
Art. 16b Abs. 1 lit. a und Abs. 2 lit. a SVG. 
Das Bundesgericht sah den ursprünglich vom Strassenverkehrsamt gestützt 
auf Art. 16b Abs. 1 lit. a und Abs. 2 lit. a SVG verfügten einmonatigen Ent-
zug als richtig an. Es hielt in Erwägung 2.3 seines Entscheids fest, dass die 
Fahrbahn zwar regennass war, sich aber gemäss Sachverhaltsfeststellungen 
noch keine Pfützen oder Wasserlachen gebildet hatten. Da der Lenker 
80 km/h gefahren war, konnte eine ernstliche Gefahr für die Sicherheit ande-
rer nicht angenommen werden. Eine schwere Widerhandlung mit einer 
Mindestentzugsdauer von drei Monaten lag somit nicht vor. Selbst wenn 
aber vom Verhalten des Lenkers nur eine geringe Gefahr für die Sicherheit 
anderer ausging, würde eine blosse Verwarnung nach Art. 16a Abs. 1 lit. a 
und Abs. 3 SVG kumulativ ein lediglich leichtes Verschulden des Lenkers 
voraussetzen. In Erwägung 2.4 seines Entscheides hielt das Bundesgericht 
fest, dass von einem leichten Verschulden nicht ausgegangen werden kann, 
weil die Reifen am Fahrzeug bereits beim Wechseln teilweise nahe an der 
Grenze des noch Zulässigen gewesen sein mussten. Dies deshalb, weil der 
Lenker zwischen Reifenwechsel und Kontrolle mindestens 4'800 km für sei-
nen längeren Arbeitsweg zurückgelegt hatte. Wer aber Reifen mit Profiltie-
fen montiert, die nahe am Mindesterfordernis liegen, den trifft die Sorgfalts-
pflicht zu regelmässigen Kontrollen. Indem der Lenker diese entweder nicht 
vorgenommen oder aber die festgestellten mangelhaften Profiltiefen igno-
riert hatte, traf ihn gemäss Bundesgericht nicht mehr ein leichtes Verschul-
den. Somit war vorliegend von einer mittelschweren Widerhandlung nach 
Art. 16b Abs. 1 lit. a SVG auszugehen, womit eine nicht unterschreitbare 
Mindestentzugsdauer nach Art. 16b Abs. 2 lit. a SVG von einem Monat ein-
zuhalten war. 
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Zweiter Ausweisentzug innert zwei Jahren, Mindestentzugsdauer von 
sechs Monaten (6A.6/2007 vom 19. April 2007). Auch beim Lenker eines 
Lastwagens war die Mindestentzugsdauer zwingend einzuhalten. Ihm war 
bereits 2003 wegen Fahrens mit ungenügendem Abstand mit einem Lastwa-
gen auf der Autobahn der Führerausweis wegen eines mittelschweren Falles 
von Verkehrsgefährdung für einen Monat entzogen worden. 2004 musste 
ihm wegen grober Verkehrsregelverletzungen und Widerhandlungen gegen 
die Verordnung über die Beförderung gefährlicher Güter der Führerausweis 
wegen schwerer Verkehrsgefährdung neuerlich entzogen werden. Wegen 
des ersten Entzugs, der innert der Zweijahresfrist erfolgte, betrug die Min-
destentzugsdauer nun obligatorisch sechs Monate, die nicht unterschritten 
werden konnte. 
Wirtschaftliche Verhältnisse und Entzugsdauer (6A.80/2006 vom 24. Ja-
nuar 2007 und 6A.13/2007 vom 20. März 2007). In zwei Fällen hat das Bun-
desgericht wirtschaftliche Gründe als nicht massgebend für das Unterschrei-
ten der Mindestentzugsdauer erachtet. Im ersten Fall (6A.80/2006 vom 
24. Januar 2007) wurde einem Taxilenker der Führerausweis wegen einer 
groben Verkehrsregelverletzung nach Art. 90 Abs. 2 SVG sowie eines innert 
der Zweijahresfrist vorbestehenden Führerausweisentzugs für die Mindest-
dauer von sechs Monaten entzogen. Er hatte im neuerlichen Fall bei Schnee-
regen eine Fussgängerin am Fussgängerstreifen übersehen und befuhr den 
Streifen mit unveränderter Geschwindigkeit. Die Fussgängerin musste ste-
hen bleiben, um eine Kollision zu verhindern. Das Bundesgericht bestätigte 
die Vorinstanzen in der Qualifikation des Vorfalls als schwere Verkehrsre-
gelverletzung und hielt fest, dass auch bei einem Taxifahrer nicht aufgrund 
der unzweifelhaften schweren wirtschaftlichen Betroffenheit die Mindest-
entzugsdauer unterschritten werden könne. Im zweiten Fall (6A.13/2007 
vom 20. März 2007) wurde einem Lieferwagenlenker, der mit 118 km/h ans-
tatt den signalisierten 80 km/h unterwegs war, der Führerausweis gestützt 
auf Art. 16c Abs. 1 lit. a und Abs. 2 lit. a SVG für drei Monate entzogen. Der 
Beschwerdeführer argumentierte einerseits damit, dass er sich in seiner 
Fahrweise absolut sicher, beherrscht und konzentriert gefühlt habe, und 
andererseits mit seiner wirtschaftlichen Betroffenheit infolge des Ausweis-
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entzuges. Das Bundesgericht trat auf beide Argumente nicht ein und ver-
wehrte dem Beschwerdeführer auch hier einen weniger lange dauernden 
Entzug, weil wirtschaftliche Verhältnisse keinen Grund für ein Abweichen 
von der gesetzlichen Mindestentzugsdauer darstellen. 
2. Überlange Verfahrensdauer? (6A.6/2007 vom 19. April 2007; 1C_65/2007 
vom 11. September 2007) 
In zwei Entscheiden befasste sich das Bundesgericht mit der Reduktion der 
Dauer eines Führerausweisentzuges unter die gesetzlich vorgesehene Min-
destentzugsdauer (vgl. Vorbemerkung zu den Entscheiden über die Unzu-
lässigkeit der Unterschreitung der Mindestentzugsdauer, vorstehend unter 
V.1.). In je einem Entscheid erkannte das Bundesgericht auf eine nicht über-
lange und eine überlange Verfahrensdauer. Im zweiten Fall hielt es eine 
Reduktion der Entzugsdauer um 50 % für angebracht. 
Keine überlange Verfahrensdauer (6A.6/2007 vom 19. April 2007). Dem 
Lastwagenlenker, dem der Führerausweis wegen einer zweiten, entzugsre-
levanten Widerhandlung für mindestens sechs Monate zu entziehen war 
(vgl. vorstehend unter V.1.), konnte auch unter dem Gesichtspunkt der Ver-
fahrensdauer keine kürzere Entzugsdauer zugestanden werden, als sie ge-
setzlich vorgesehen ist. Der zu beurteilende Vorfall trug sich am 4. August 
2004 zu, das letztinstanzliche Urteil erging am 12. Dezember 2006. In der 
Zeit von 28 Monaten wurden ein dreiinstanzliches Straf- und ein zweiin-
stanzliches Adminstrativverfahren durchgeführt. Diese Verfahrensdauer 
erachtete das Bundesgericht als nicht überlang und gestand dem 
§1Beschwerdeführer damit keine Reduktion der Entzugsdauer unter die 
gesetzliche Mindestdauer zu. 
Überlange Verfahrensdauer (1C_65/2007 vom 11. September 2007). Anders 
beurteilte das Bundesgericht die Situation eines Lenkers, der wegen Fahrens 
in alkoholisiertem Zustand verurteilt worden war. Die Tat war hier am 
9. März 2002 begangen worden, das Strafurteil erging am 15. Mai 2003. Die 
Entzugsverfügung erging hingegen erst rund 2.5 Jahre später, am 16. No-
vember 2005. Der gegen den Ausweisentzug erhobene Rekurs wurde – unter 
Herabsetzung der Entzugsdauer auf 8 anstatt 12 Monate – am 13. September 
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2006 teilweise gutgeheissen, über die dagegen wiederum erhobene Be-
schwerde – unter weiterer Reduktion der Entzugsdauer auf 6 Monate – 
wurde am 31. Januar 2007 entschieden. Die Vorinstanz erachtete sowohl die 
Dauer des Administrativverfahrens als auch diejenige des Rekursverfahrens 
als zu lang, weswegen sie die ursprünglich verfügte Entzugsdauer halbierte. 
Das Bundesgericht pflichtet diesem Entscheid der Vorinstanz bei. Die Ver-
fahrensdauer war aufgrund des nicht sonderlich komplexen Falles zu lang. 
Das Verfahren vor der Vorinstanz hingegen erachtete das Bundesgericht als 
nicht zu lang und wies die dagegen erhobene Beschwerde ab. Im Unter-
schied zu den als zu lang anerkannten Verfahren ging es für die Vorinstanz 
nicht mehr um ein Routinegeschäft, sondern um eine schwierige Rechtsfrage 
im Zusammenhang mit der gerügten überlangen Verfahrensdauer. Das 
Bundesgericht führte weiter aus, dass es selbst bei einer überlangen Verfah-
rensdauer auch der Vorinstanz bei der bereits erfolgten Reduktion der Ent-
zugsdauer hätte bleiben müssen. Die Reduktion um 50 % erachtete das Bun-
desgericht als zu grosszügig, selbst wenn die gesamte Verfahrensdauer in-
klusive bundesgerichtlichem Verfahren in die Betrachtung einbezogen 
werde. 
3. Bindung der Administrativbehörde für den Führerausweisentzug an die 
Sachverhaltsfeststellungen des Strafurteils (6A.71/2006 vom 9. Januar 2007; 
6A.65/2006 vom 1. Februar 2007; 6A.55/2006 vom 5. Februar 2007; 
6A.70/2006 vom 17. März 2007; 6A.64/2006 vom 20. März 2007; 6A.86/2006 
vom 28. März 2007; 1C_71/2007 vom 11. September 2007) 
Auch in dieser Berichtsperiode (vgl. Jahrbuch zum Strassenverkehrsrecht 
2007, S. 465 ff.) hatte sich das Bundesgericht mehrfach mit der Frage zu be-
fassen, ob die Administrativbehörde von den Sachverhaltsfeststellungen des 
Strafurteils abweichen darf. Es gilt nach ständiger Rechtsprechung (vgl. BGE 
124 II 103; 123 II 97; 121 II 214), dass die Tatsachenfeststellungen der Strafbe-
hörden verbindlich sind, solange nicht klare Anhaltspunkte für deren Un-
richtigkeit bestehen. Die Verteidigungsrechte sowie allfällige Rechtsmittel-
möglichkeiten hat der Beschuldigte bereits im Strafverfahren wahrzuneh-
men, wenn er weiss oder annehmen muss, dass gegen ihn auch ein Führer-
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ausweisentzugsverfahren durchgeführt werden wird. Dies gilt nicht nur im 
ordentlichen Verfahren, sondern auch im Strafbefehlsverfahren. 
Allzu oft lassen Fahrzeuglenker die gegen sie verhängten Strafurteile in 
Rechtskraft erwachsen, um erst danach im Administrativverfahren gegen 
einen verhängten Ausweisentzug vorzugehen und dabei die bereits rechts-
kräftig erstellten Tatsachen anzufechten. Dies selbst dann, wenn sie auf die 
gegenseitigen Abhängigkeiten der Verfahren ausdrücklich aufmerksam 
gemacht werden. Im Administrativverfahren dringen sie indes aufgrund der 
vorstehend aufgezeigten ständigen Rechtsprechung des Bundesgerichts 
allenfalls in absoluten Ausnahmesituationen mit einem solchen Vorgehen 
durch. 
(6A.71/2006 vom 9. Januar 2007). Ein Lenker, der mit deutlich übersetzter 
Geschwindigkeit von einer Überwachungsanlage erfasst worden war, hatte 
den deswegen ausgefällten Strafbefehl akzeptiert. Erst im Administrativver-
fahren brachte er gegen den Ausweisentzug vor, es habe sich um ein Fir-
menfahrzeug gehandelt und er sei nicht sicher, ob er oder ein anderer Mi-
tarbeiter das Fahrzeug im fraglichen Zeitpunkt geführt habe. Das Bundesge-
richt schützte den Ausweisentzug, weil der Beschwerdeführer die Einwände 
bereits im Strafverfahren hätte geltend machen müssen. 
(6A.65/2006 vom 1. Februar 2007). Ebenso wurde der Strafbefehl gegen eine 
Lenkerin rechtskräftig, die ebenfalls mit übersetzter Geschwindigkeit von 
einer stationären Überwachungsanlage registriert worden war. Auch sie 
brachte ihre Verteidigungsargumente erst im Führerausweisentzugsverfah-
ren vor, was laut Bundesgericht zu spät war. Gleichzeitig hielt das Bundes-
gericht fest, dass es sich gemäss ständiger Rechtsprechung (BGE 132 II 234; 
123 II 37) bei einer Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit 
von 50 km/h innerorts um mehr als 25 km/h ungeachtet der konkreten Um-
stände um eine grobe Verkehrsregelverletzung nach Art. 90 Ziff. 2 SVG 
handle. 
(6A.55/2006 vom 5. Februar 2007). Das Bundesgericht schützte weiter eine 
Entzugsverfügung gegen einen Lenker, der an einem frühen Morgen einen 
Zufahrtsweg zu einer Liegenschaft befuhr. Er kollidierte dabei mit einem 
grossen Blumentrog und versuchte danach, zwei den Weg versperrende 
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Strassenpfosten umzukippen. Als ihm dies nicht gelang, setzte er sich ins 
Auto und schlief drei Stunden. Danach entfernte er sich vom Ort des Ge-
schehens. Seine Verurteilung unter anderem wegen Führens eines Perso-
nenwagens in übermüdetem Zustand erwuchs unangefochten in Rechts-
kraft. Gegen den im Administrativverfahren verfügten dreimonatigen Füh-
rerausweisentzug setzte sich der Lenker erfolglos zur Wehr. 
Überdies schützte das Bundesgericht die Subsumtion des Fahrens trotz 
Übermüdung unter Art. 91 Abs. 2 SVG, weil derjenige, der fahrunfähig ist, 
nach Art. 31 Abs. 2 SVG kein Fahrzeug führen dürfe. Bei einer schweren 
Widerhandlung gegen das Strassenverkehrsgesetz, was die Verletzung von 
Art. 91 Abs. 2 SVG darstelle, betrage die Mindestentzugsdauer drei Monate 
und dürfe nicht unterschritten werden. Für die Administrativbehörde be-
stand laut Bundesgericht somit auch kein Ermessensspielraum, die Ent-
zugsdauer tiefer anzusetzen. 
(6A.70/2006 vom 17. März 2007). Ein Lenker, der mit übersetzter Geschwin-
digkeit vor einer nicht überblickbaren Kurve gleich zwei Fahrzeuge überhol-
te und dabei nicht einmal den Blinker betätigt hatte, wehrte sich gegen einen 
einmonatigen Führerausweisentzug, nachdem er die deswegen erlassene 
Strafverfügung unangefochten in Rechtskraft hat erwachsen lassen. Das 
Bundesgericht hielt nicht nur fest, dass der Betroffene seine Vorbringen ge-
gen die Beweiswürdigung zu spät angebracht hatte, sondern stellte auch 
inhaltlich klar, dass angesichts der Vorkommnisse ohne weiteres eine erhöh-
te abstrakte Gefahr vorlag und deswegen der einmonatige Ausweisentzug 
weder formell noch inhaltlich zu beanstanden war. 
(6A.64/2006 vom 20. März 2007). Diesem Entscheid lag der Sachverhalt zu 
Grunde, dass ein Lenker die Autobahnausfahrt verpasst hatte und auf dem 
Pannenstreifen rückwärts fuhr in der Absicht, so zur verpassten Ausfahrt 
zurückzukehren. Wiederum akzeptierte der betroffene Lenker die gegen ihn 
gerichtlich ausgefällte Busse, um sich danach im Administrativverfahren 
gegen den Ausweisentzug mit Vorbringen rechtlicher und tatsächlicher 
Natur zu wehren. Das Bundesgericht trat auf diese Einwände nicht ein, weil 
sie erst im Administrativ- und nicht schon im Strafverfahren vorgebracht 
worden waren. Auch im vorliegenden Fall nahm das Bundesgericht inhalt-
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lich Stellung und hielt fest, dass auch unter günstigsten Umständen ein 
Rückwärtsfahren auf der Autobahn immer eine erhöhte abstrakte Gefahr für 
die Sicherheit darstelle, welche einen Ausweisentzug zur Folge habe. Ob 
nicht sogar eine schwere Widerhandlung vorlag, liess das Bundesgericht mit 
Hinweis auf das Verbot der reformatio in peius offen. 
(6A.86/2006 vom 28. März 2007). In diesem Fall wurde ein Lenker wegen 
ungenügenden Abstandhaltens auf der Autobahn mit einem Strafbefehl 
bestraft. Dieser Strafbefehl erwuchs unangefochten in Rechtskraft. Erst im 
Administrativverfahren machte der Lenker gegen den verfügten einmonati-
gen Ausweisentzug geltend, dass für die massgebliche Distanzschätzung 
kein ausreichender Beweis vorliege und die ihm bei dem Vorfall folgenden 
Polizisten fehlerhaft einen ungenügenden Abstand protokolliert hätten. 
Auch hier trat das Bundesgericht nicht auf das zu spät erfolgte Vorbringen 
des Lenkers ein und schützte den angeordneten Entzug des Führerauswei-
ses. 
(1C_71/2007 vom 11. September 2007). Schliesslich bestritt abermals ein 
wegen massiven Überschreitens der erlaubten Höchstgeschwindigkeit 
rechtskräftig verurteilter Lenker erst im Administrativverfahren, dass er 
tatsächlich das Fahrzeug der Familie gelenkt habe. Er brachte vor, dass nicht 
hätte festgestellt werden können, wer das Fahrzeug im fraglichen Zeitpunkt 
gelenkt habe. Er sei weder angehalten, noch fotografiert worden. Auch hier 
hielten die Vorinstanzen fest, dass er seine Verteidigungsrechte bereits im 
Straf- und nicht erst im Ausweisentzugsverfahren hätte geltend machen 
müssen. Das Bundesgericht schützte auch im vorliegenden Fall den ver-
hängten Führerausweisentzug  
4. Freiwillige Abgabe des Führerausweises, Rechtsschutzinteresse (1C_74/2007 
vom 10. September 2007) 
Ein Fahrzeuglenker verursachte auf einer Autobahnausfahrt einen Selbstun-
fall, wofür er per Strafbefehl mit einer Busse wegen nicht angepasster Ge-
schwindigkeit und Nichtbeherrschens des Fahrzeuges rechtskräftig bestraft 
wurde. Daraufhin wurde ihm am 14. Februar 2007 von der Motorfahrzeug-
kontrolle die Eröffnung eines Administrativverfahrens angekündigt. Der 
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Lenker gab daraufhin am 19. Februar seinen Ausweis freiwillig bei der Be-
hörde ab und reichte gleichzeitig eine Stellungnahme ein, in der er den 
Vorwurf des Nichtbeherrschens des Fahrzeugs bestritt und anführte, er sei 
in besonderer Weise auf das Fahrzeug angewiesen. Am 28. Februar wurde 
gegen den Lenker ein einmonatiger Ausweisentzug – für die Dauer ab 
19. Februar bis 18. März 2007 – verfügt. Am 12. März 2007 erhob der Lenker 
durch einen zwischenzeitlich beigezogenen Anwalt Beschwerde gegen den 
Führerausweisentzug. Das Verwaltungsgericht schrieb diese Beschwerde 
am 20. März 2007 infolge Gegenstandslosigkeit wegen fehlendem Rechts-
schutzinteresse ab. Dagegen führte der betroffene Lenker vor Bundesgericht 
erfolgreich Beschwerde. 
Das Bundesgericht hält in Erwägung 2.1 fest, dass der Führerausweisentzug 
nach Eintritt der Rechtskraft in das Administrativmassnahmenregister  
ADMAS eingetragen wird. Dies bedeutet eine beträchtliche und dauerhafte 
Trübung des automobilistischen Leumunds. Insofern verkannte die Vorin-
stanz, dass auch noch nach Ablauf der Entzugsdauer ein aktuelles Rechts-
schutzinteresse besteht und sie deshalb die Verwaltungsgerichtsbeschwerde 
nicht hätte abschreiben dürfen. 
Der vom betroffenen Lenker angehobenen Beschwerde gegen den Ausweis-
entzug mass das Bundesgericht im Lichte der freiwilligen Hinterlegung des 
Ausweises, welcher die Rechtswirkung eines vorweggenommenen Entzugs 
zukommt, eine gewisse Widersprüchlichkeit zu (vgl. E. 2.3). Trotzdem 
erachtet das Bundesgericht das Vorgehen des Lenkers nicht als rechtsmiss-
bräuchlich. Vom Lenker könne nicht verlangt werden, dass dieser erkenne, 
dass ein zwingender Führerausweisentzug objektiv betrachtet nicht auf der 
Hand lag. Wenn er somit in Verkennung der noch offenen Entzugsfrage den 
Ausweis freiwillig hinterlegt und erst später mit einem Anwalt gegen den 
verfügten Entzug vorgeht, gereicht ihm die freiwillige Hinterlegung nicht 
zum Vorwurf (vgl. Erwägung 2.4). 
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5. Führerausweisentzug und Notstand (1C_4/2007 vom 4. September 2007; 
forumpoenale 2008, 94) 
Der Lenker eines Personenwagens überschritt die zulässige Höchstge-
schwindigkeit auf Autobahnen um 45 km/h nach Abzug der Sicherheits-
marge. Nach dem rechtskräftig gewordenen Strafmandat entzog ihm die 
Administrativbehörde den Führerausweis für drei Monate. Seine dagegen 
erhobene Beschwerde begründete der Lenker auch vor Bundesgericht mit 
einer gesundheitlichen Notsituation. Er habe an einer Durchfallerkrankung 
gelitten und deswegen schnellstmöglich eine Toilette aufsuchen müssen. 
Daher läge ein auf einen Warnungsentzug sinngemäss anwendbarer (vgl. 
BGE 6A.28/2003 vom 11. Juli 2003 und 6A.58/1992 vom 16. November 1992) 
Notstand nach Art. 17 f. StGB vor. 
Das Bundesgericht führt mit Hinweis auf die Lehre in Erwägung 2.2 an, dass 
sich auf Notstand nur berufen könne, wer mit der Notstandstat mindestens 
gleichwertige Rechtsgüter aus einer akuten Gefahr erretten wolle, wie dieje-
nigen, die er damit gefährde. In Übereinstimmung mit der bisherigen Recht-
sprechung sei Notstand bei erheblichen Geschwindigkeitsübertretungen nur 
sehr zurückhaltend anzunehmen (BGE 116 IV 364), nämlich dann, wenn 
Leib und Leben auf dem Spiel stehe, was ein unverzügliches Aufsuchen 
eines Spitals erforderlich mache (BGE 106 IV 1). Eine solche Situation liegt 
bei Durchfall zweifelsohne nicht vor. Demgemäss bestand in der zu beurtei-
lenden, für den Lenker zwar unangenehmen Situation keine notstandsfähige 
Lage, in der die Interessen der übrigen Verkehrsteilnehmer gegenüber den-
jenigen des betroffenen Lenkers als geringer einzustufen wären. 
6. Unzulässigkeit eines in verschiedene zeitliche Abschnitte aufgeteilten War-
nungsentzugs (BGE 134 II 39 vom 28. November 2007) 
Einem Lenker wurde der Führerausweis wegen einer erheblichen Ge-
schwindigkeitsübertretung auf der Autobahn von der zuständigen Admi-
nistrativbehörde ab dem 3. Oktober 2006 für die Dauer von drei Monaten 
entzogen. Dagegen rekurrierte der betroffene Lenker und verlangte beim 
Verwaltungsgericht erfolgreich die Stückelung des Entzugs in zwei Perioden 
von je eineinhalb Monaten während den Sommer- respektive den Weih-
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nachtsferien. Gegen diesen Entscheid rekurrierte die zuständige Administra-
tivbehörde. 
Das Bundesgericht gibt in seinem Entscheid der Behörde Recht und hält fest, 
dass ein Führerausweisentzug am Stück zu erfolgen habe. Mit Hinweis auf 
die in den parlamentarischen Gesetzesberatungen verworfene Idee, einen 
Ausweisentzug auf Verlangen in Teilabschnitten zu vollziehen, sowie unter 
Verweis auf die mit der Teilrevision der Strassenverkehrsgesetzgebung ver-
bundene Verschärfung des Sanktionswesens führt das Bundesgericht in 
Erwägung 3 seines Entscheides aus, dass ein gestückelter Vollzug des Füh-
rerausweisentzugs mit dem präventiven und erzieherischen Zweck der 
Administrativmassnahme nicht vereinbar sei. 
7. Entzug des schweizerischen Führerausweises wegen Verkehrsregelverletzun-
gen im Ausland (BGE 133 II 331 vom 14. Juni 2007) 
Mediale Aufmerksamkeit hat BGE 133 II 331 erlangt. Das Bundesgericht 
hatte einen Führerausweisentzug zu beurteilen, der aufgrund einer im Aus-
land begangenen Geschwindigkeitsübertretung angeordnet worden war. 
Das in seinem Wohnkanton gelegene Strassenverkehrsamt erhielt Kenntnis 
vom Verkehrsregelverstoss und dem deswegen angeordneten einmonatigen 
Fahrverbot im Ausland. Gestützt auf den ausländischen Sachverhalt verfüg-
te es einen Führerausweisentzug von drei Monaten. Mangels gesetzlicher 
Grundlagen für den angeordneten Führerausweisentzug ging das Bundes-
gericht in seinem begrüssenswerten Entscheid über den Antrag des Be-
schwerdeführers um Reduktion der Entzugsdauer auf einen Monat hinaus 
und erklärte einen Ausweisentzug überhaupt als unzulässig. 
Es hält in Erwägung 5.1 fest, dass das Strassenverkehrsgesetz SVG mit 
Art. 101 Abs. 1 nur eine einzige Bestimmung betreffend Auslandstaten 
enthalte und dass diese lediglich die strafrechtliche Beurteilung von Aus-
landstaten betreffe. Auch das teilrevidierte SVG enthalte demgegenüber 
keine Bestimmung betreffend administrativrechtlicher Beurteilung von 
Strassenverkehrsdelikten im Ausland. 
Entgegen früheren Entscheiden (vgl. BGE 102 Ib 59; 108 Ib 69; 109 Ib 304; 123 
II 97; 123 II 464; 128 II 133; 129 II 168) folgt das Bundesgericht in Erwägung 
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5.3 nun den kritischen Stimmen in der Lehre, wonach aufgrund des gelten-
den Strassenverkehrsrechts in der Schweiz Warnungsentzüge wegen Aus-
landstaten nur aufgrund staatsvertraglicher Bestimmungen zulässig seien 
(vgl. RENÉ SCHAFFHAUSER, in: SJZ 78/1982, S. 69 ff.; DERSELBE, Grundriss des 
Strassenverkehrsrechts, Band III, Bern 1995, N. 2006 ff.). Die fehlenden ge-
setzlichen Grundlagen hätten im Rahmen der SVG-Revision eingefügt wer-
den müssen (vgl. THOMAS SCHERRER, in: Jahrbuch zum Strassenverkehrs-
recht 2003, S. 227 ff., 240 f.; HANS SCHULTZ, Rechtsprechung und Praxis zum 
Strassenverkehrsrecht in den Jahren 1978-1982, Bern 1984, S. 140). 
Gemäss Erwägung 6.1 des ergangenen Entscheids gilt im öffentlichen Recht 
grundsätzlich das Territorialitätsprinzip, wonach schweizerisches Recht nur 
auf Sachverhalte anwendbar ist, die sich in der Schweiz zugetragen haben. 
Gemäss dem Auswirkungsprinzip kann diese Regel durchbrochen werden, 
wenn sich die im Ausland ergangenen Sachverhalte in ausreichendem Mas-
se auch auf dem Territorium der Schweiz auswirken (vgl. Erwägung 6.1). 
Bisher ist das Bundesgericht davon ausgegangen, dass derjenige, der im 
Ausland Verkehrsregeln verletzt und dadurch die Verkehrssicherheit ge-
fährdet, solche Widerhandlungen und Gefährdungen auch in der Schweiz 
begehen könnte (Erwägung 6.2). Neu stellt das Bundesgericht aber fest, dass 
diese abstrakte Möglichkeit keine ausreichende Auswirkung auf dem Terri-
torium der Schweiz darstellt und deswegen das Auswirkungsprinzip keine 
ausreichende Grundlage für einen Warnungsentzug aufgrund einer Aus-
landstat darstellt (Erwägung 6.2). 
Nachdem das SVG keine Norm enthält, die ausdrücklich einen Warnungs-
entzug für Auslandstaten vorsieht, prüft das Bundesgericht noch über die 
Gesetzesauslegung, ob sich eine solche Entzugsmöglichkeit aus dem Sinn 
und Zweck des SVG ergeben könnte. 
Weil Art. 16 ff. SVG gemäss dem allgemeinen Anwendungsbereich des SVG 
auf die Schweiz Widerhandlungen im Ausland nicht erfasst und Art. 22 SVG 
nur die zuständige Behörde für einen Entzug, nicht aber den räumlichen 
Geltungsbereich des SVG bestimmt, kann ein Ausweisentzug für Auslands-
taten nicht mit diesen beiden Bestimmungen begründet werden (Erwägung 
6.4.1). Ein Warnungsentzug lässt sich zudem nur mit einer begangenen Tat 
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und nie mit einer zukünftigen Wiederholungsgefahr rechtfertigen, weshalb 
der Warnungsentzug strafenden und nicht präventiven Charakter aufweist. 
Präventiver Charakter kommt dem Sicherungsentzug zu. Deshalb kann die 
Rechtsprechung, welche einen Ausweisentzug nach Auslandstaten als eine 
um der Verkehrssicherheit willen angeordnete Massnahme mit präventivem 
Charakter bezeichnete, nicht weiter aufrechterhalten werden (Erwägung 
6.4.2). 
Gemäss Erwägung 7 bildet auch Art. 34 der Verordnung über die Zulassung 
von Personen und Fahrzeugen zum Strassenverkehr (VZV) keine genügende 
Rechtsgrundlage für einen Warnungsentzug nach Auslandstaten, weil er 
gegen die Art. 164 und 182 Abs. 1 BV verstösst. Diese sehen vor, dass wich-
tige rechtsetzende Bestimmungen in der Form eines Bundesgesetzes zu er-
gehen haben und der Bundesrat solche auf dem Verordnungswege nur dann 
erlassen darf, wenn er durch Verfassung oder Gesetz dazu ermächtigt ist. 
Weil aber eine besondere Delegationsnorm, welche den Gegenstand der 
Regelungsbefugnis bezeichnet, im SVG fehlt, hat Art. 34 VZV keine genü-
gende Grundlage im SVG. Art. 57 und 106 SVG ermächtigen den Bundesrat 
lediglich, ergänzende Verkehrsvorschriften und Verkehrsregeln sowie Aus-
führungs- und Vollzugsbestimmungen auf dem Verordnungswege zu erlas-
sen. Beim Ausweisentzug zu Warnzwecken handelt es sich aber weder um 
das eine noch um das andere. 
Das Europäische Übereinkommen über die internationalen Wirkungen des 
Entzuges des Führerausweises für Motorfahrzeuge, dem die Schweiz beiget-
reten ist, stellt gemäss Erwägung 8 ebenfalls keine ausreichende gesetzliche 
Grundlage für einen Warnungsentzug nach einer Auslandstat dar. Gemäss 
Art. 3 des Abkommens kann ein Vertragsstaat nach Massgabe seines Lan-
desrechts einen Entzug anordnen, wenn ihm eine derartige ausländische 
Entscheidung mitgeteilt worden ist. Nachdem das Bundesgericht aber fest-
gestellt hat, dass das schweizerische Recht keine genügende Rechtsgrundla-
ge für einen solchen Entzug enthält, fällt auch diese Möglichkeit dahin. Das 
genannte Abkommen stellt keine eigenständige Rechtsgrundlage für einen 
Führerausweisentzug dar. 
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Schliesslich hält das Bundesgericht in Erwägung 9.1 der Vollständigkeit 
halber fest, dass die getroffenen Ausführungen nicht für einen Sicherungs-
entzug gelten. Diesbezüglich ist unbestrittenermassen klar, dass die Voraus-
setzungen für einen Sicherungsentzug – fehlende Fahreignung – nicht nur 
im Ausland zutreffen, sondern üblicherweise generell bei einem Lenker, 
unabhängig seines territorialen Aufenthaltes, vorhanden sind. Gleiches gilt 
natürlich auch für einen Entzug des Ausweises wegen nicht oder nicht mehr 
Bestehens der Voraussetzungen für dessen Erteilung sowie wegen Missach-
tung von Beschränkungen und Auflagen gemäss Art. 16 Abs. 1 SVG. Es 
spielt keine Rolle, wo die Voraussetzungen nicht (mehr) erfüllt werden oder 
wo die Beschränkungen und Auflagen missachtet werden (Erwägung 9.2). 
In seinem bemerkens- und begrüssenswerten Entscheid kommt das Bundes-
gericht somit zum Schluss, dass für einen Warnungsentzug nach Auslands-
taten eine Gesetzesrevision notwendig wäre. Genau diese Rechtsgrundlage 
hat der Gesetzgeber zwischenzeitlich bereits geschaffen (vgl. RENÉ SCHAFF-
HAUSER, Der Warnungsentzug des Führerausweises nach Auslandstaten 
verschwindet… und erscheint gleich wieder, Bemerkungen zu BGE 133 II 
331, in: forumpoenale 2008, 55 ff., sowie GUNHILD GODENZI, Gesetzgebungs-
bericht: Rechtsgrundlage für den Führerausweisentzug nach Widerhand-
lung im Ausland, forumpoenale 2008, 124). 
8. Rechtsüberholen auf dem Pannenstreifen zum Erreichen der Autobahn-
ausfahrt (BGE 133 II 58 vom 11. Januar 2007) 
Das Bundesgericht hatte sich in diesem Entscheid mit einem Automobilisten 
zu befassen, der wegen von Bauarbeiten im Glion-Tunnel zwischen Aigle 
und Villeneuve in einen Stau geraten war. Weil er bei der Ausfahrt Ville-
neuve die Autobahn verlassen wollte, befuhr er zwecks schnelleren Voran-
kommens den Pannenstreifen. Dafür wurde er gebüsst, überdies von der 
Administrativbehörde mit einem Ausweisentzug belegt. Er verlangte auf 
dem Rechtsweg zunächst erfolgreich, dass gegen ihn lediglich eine Verwar-
nung ausgesprochen werde. Dieser Entscheid wurde dann wiederum durch 
das zuständige Strassenverkehrsamt vor Bundesgericht erfolgreich ange-
fochten. 
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Das Bundesgericht hielt in Erwägung 5 unter anderem fest, dass der Pan-
nenstreifen nicht dazu gedacht sei, diesen zwecks schnelleren Verlassens der 
Autobahn zu benützen. Daran ändere auch die Tatsache nichts, dass im vor-
liegenden Fall nahezu 2000 andere Automobilisten vom selben Sachverhalt 
betroffen gewesen seien. Der Pannenstreifen dürfe nur dann benützt wer-
den, wenn entweder der Einsatz eines Fahrzeuges von Polizei, Feuerwehr 
oder Sanität dies notwendig mache, oder aber dann, wenn infolge einer Bau-
stelle eine temporär markierte Verkehrsführung über den Pannenstreifen 
führe. Beides war vorliegend nicht der Fall. Weil vorliegend zudem eine 
wichtige Vorschrift verletzt wurde und korrekt fahrende Automobilisten 
aufgrund des rechtsüberholenden Lenkers zu Fehlreaktionen hätten verleitet 
werden können, erachtet das Bundesgericht den Verstoss als unter Art. 16b 
Abs. 1 lit. a SVG fallend und damit als nicht mehr nur mit einer Verwarnung 
sanktionierbar. 
Der vorliegende Entscheid wirft weniger unter rechtlichen als unter ver-
kehrstechnischen Gesichtspunkten Fragen auf. Während der Renovation des 
Glion-Tunnels waren Meldungen über lange Staus an der Tagesordnung. An 
dieser Stelle sei die Frage erlaubt, ob nicht genau in solchen Fällen eine aus-
serordentliche Verkehrslage vorliegt, welche im Ausfahrtsbereich über eine 
gewisse Strecke eine separate Markierung des Pannenstreifens als Fahrbahn 
bis zur Autobahnausfahrt rechtfertigen würde. Immerhin würde dadurch 
auch der Verkehr auf den regulären Fahrspuren etwas entlastet, indem aus-
fahrtswillige Lenker den Verkehrsstau nicht zusätzlich belasten. Um nicht 
missverstanden zu werden, bleibt anzumerken, dass das Fehlen einer sol-
chen Massnahme die betroffenen Fahrzeuglenker selbstverständlich nicht 
zur "Selbsthilfe" berechtigt. 
VI. Verwertung von Zufallsfunden im Administrativverfahren (6A.113/ 
2006 vom 30. April 2007) 
Einem Automobilisten war der Führerausweis wegen einer massiven Ge-
schwindigkeitsübertretung für die Dauer von sechs Monaten entzogen wor-
den. Noch während der Entzugsdauer wurde anlässlich einer wegen Ver-
dachts auf Betäubungsmitteldelikte angeordneten Telefonüberwachung fest-
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gestellt, dass sich der Beschwerdeführer mit seinem neuen Range Rover auf 
einer Probefahrt befand. Gestützt auf die Protokolle der Telefonüberwa-
chung wurde dem Beschwerdeführer der Ausweis wegen Führens eines 
Motorfahrzeugs trotz Führerausweisentzugs abermals für sechs Monate 
entzogen. Der Betroffene wehrte sich vor Bundesgericht erfolgreich gegen 
die Verwertung des Zufallsfundes aus der Telefonüberwachung im Admi-
nistrativverfahren. 
Das Bundesgericht hielt fest, dass für die Verwertbarkeit im Administrativ-
verfahren die Regeln über die Verwertung von Zufallsfunden im Strafver-
fahren analog anzuwenden seien (Erwägung 6.2.4). Nach dem zum Tatzeit-
punkt im November 1999 massgebenden Recht war das Führen eines Motor-
fahrzeugs trotz Führerausweisentzugs lediglich eine Übertretung. Weil 
aufgrund des damals noch geltenden Strafprozessrechts eine Telefonüber-
wachung aufgrund einer Übertretung nicht hätte angeordnet werden dür-
fen, erklärte das Bundesgericht die Verwertung des Zufallsfundes für unzu-
lässig. 
Seit dem 1. Januar 2002 ist das Bundesgesetz betreffend die Überwachung 
des Post- und Fernmeldeverkehrs (BÜPF) in Kraft. Dessen Art. 3 enthält 
einen Katalog an Tatbeständen, bei denen eine Telefonüberwachung bei 
Tatverdacht angeordnet werden kann. Tatbestände des Strassenverkehrs-
rechts sind darin nicht enthalten, entsprechend müsste der Entscheid des 
Bundesgerichts nach wie vor gleich lauten, wäre ein ähnlicher Fall unter der 
neuen Rechtslage zu beurteilen. 
VII. Entzug von Kontrollschildern (2A.705/2006 vom 24. April 2007; 
1C_72/2007 vom 29. August 2007) 
In zwei Entscheiden hatte sich das Bundesgericht mit dem Einzug von Kont-
rollschildern zu befassen. In einem Entscheid war die Rechtmässigkeit des 
Einzugs von Kontrollschildern wegen nicht bezahlter LSVA-Abgaben frag-
lich. Wiederum (vgl. vorstehend unter V.7.) bestand nach Auffassung des 
Bundesgerichts keine genügende rechtliche Grundlage für die angeordnete 
Massnahme. Im zweiten Fall befasste sich das Bundesgericht mit den Vor-
Die Rechtsprechung des Bundesgerichts zum Strassenverkehrsstrafrecht im Jahre 2007  
289 
aussetzungen zur Erteilung respektive zum Behalten eines Händlerkontroll-
schildes. 
Nichtbezahlen von LSVA-Gebühren, keine gesetzliche Grundlage für den 
Einzug von Kontrollschildern (2A.705/2006 vom 24. April 2007). Die Eidge-
nössische Oberzolldirektion verfügte wegen Nichtbezahlens von LSVA-
Gebühren den Einzug der Kontrollschilder und des Fahrzeugausweises für 
das betreffende Fahrzeug. Die Zollrekurskommission hiess eine dagegen 
erhobene Beschwerde des Betroffenen gut. Dagegen führte die Oberzolldi-
rektion beim Bundesgericht erfolglos Beschwerde. 
Das Bundesgericht schützte die vorinstanzliche Feststellung, dass für die 
verfügte Massnahme keine genügende gesetzliche Grundlage im Bundes-
recht vorhanden ist (Erwägung 4.6). Zwar ermächtigt Art. 10 des Schwer-
verkehrsabgabegesetzes (SVAG) den Bundesrat, Vollzugsregelungen zur 
Erhebung der Schwerverkehrsabgabe zu erlassen. Das Bundesgericht hält 
dazu in Erwägung 3.3 aber fest, dass zwar ein weiter Ermessensspielraum 
bestünde, der Bundesrat dabei aber an die geltenden Rechts- und Verfas-
sungsgrundsätze gebunden bleibe. 
Die Vollstreckung von rechtskräftig verfügten Geldzahlungen richte sich 
gemäss Art. 40 VwVG und Art. 14 Abs. 3 SVAG ausdrücklich nach dem 
SchKG (Erwägung 3.5). Art 50 der Schwerverkehrsabgabeverordnung 
(SVAV) sah in der damaligen Fassung hingegen den Entzug des Fahrzeug-
ausweises und der Kontrollschilder bei Nichtbezahlung von gemahnten 
Abgaben vor (Erwägung 3.1). 
Weil es sich beim Entzug des Fahrzeugausweises und der Kontrollschilder 
nicht lediglich um eine Detailfrage, welche von der allgemeinen Vollzugs-
kompetenzdelegation nach Art. 10 SVAG erfasst wäre, sondern um einen 
schweren Eingriff in die Rechtsstellung des Betroffenen handle, hätte diese 
Einschränkung entweder in einem formellen Gesetz selber vorgesehen wer-
den müssen oder es müsste eine ausdrückliche Delegationsnorm im Gesetz 
vorhanden sein (Erwägungen 3.7 und 4.2 f.). Mangels einer der beiden Va-
rianten erachtet das Bundesgericht die gesetzlichen Grundlagen für den 
verfügten Einzug der Kontrollschilder und des Fahrzeugausweises als nicht 
gegeben. 
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Schliesslich hielt das Bundesgericht fest, dass auch Art. 16 Abs. 4 SVG keine 
gesetzliche Grundlage für die fragliche Massnahme darstelle, weil dort nur 
von "Verkehrssteuern oder -gebühren" die Rede sei (Erwägung 4.4). Dass die 
liechtensteinische Gesetzgebung eine ausdrückliche formelle Gesetzes-
grundlage für die fragliche Massnahme vorsehe, erachtete das Bundesge-
richt als weiteres Indiz für die Notwendigkeit einer Regelung im formellen 
Gesetz (Erwägung 4.5). 
Kollektiv-Fahrzeugausweis mit Händlerschild, Voraussetzungen 
(1C_72/2007 vom 29. August 2007). Einem Gesuchsteller, dem provisorisch 
ein Kollektiv-Fahrzeugausweis mit Händlerschild erteilt worden war, wurde 
dieser wieder entzogen, weil das zuständige Strassenverkehrsamt die Vor-
aussetzungen zur definitiven Erteilung nicht als gegeben erachtete. Dagegen 
führte der Betroffene bis ans Bundesgericht erfolglos Beschwerde. 
Die Verkehrsversicherungsverordnung VVV regelt in Anhang 4 die Voraus-
setzungen für die Erteilung eines Kollektiv-Fahrzeugausweises mit Händ-
lerschild. Nebst fachlichen Anforderungen und solchen an die Infrastruktur 
muss der Gesuchsteller jährlich an mindestens 50 Fahrzeugen entgeltliche 
Reparaturen durchführen, die Probe- oder Überführungsfahrten notwendig 
machen. 
Weil beim Beschwerdeführer schon das Erreichen des nötigen Ausmasses 
fraglich war und die von ihm ausgeführten Arbeiten und Vorführungen fast 
vollständig an und mit Fahrzeugen erfolgten, die von den jeweiligen Haltern 
gültig eingelöst waren, konnte sogar der geringe Umsatz und Beschäfti-
gungsgrad des Beschwerdeführers in seiner Garage ausser Acht gelassen 
werden. Das wirtschaftliche Fortkommen des Beschwerdeführers war somit 
trotz Entzugs der Händlerschilder nicht gefährdet, eine Weiterverwendung 
der Händlerschilder gestützt darauf nicht gerechtfertigt. Das Bundesgericht 
beanstandete demgemäss den Entzug des Kollektiv-Fahrzeugausweises und 
der Händlerschilder nicht. 
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VIII. Rechtsfragen rund um das Parkieren (6P.229/2006 und 6S.525/2006 
vom 1. Mai 2007; 6S.123/2007 und 6S.134/2007 vom 23. Juli 2007) 
Vorgänge rund um das Parkieren gaben in der Berichtsperiode Anlass zu 
zwei bundesgerichtlichen Entscheiden. Zum einen war eine Busse wegen 
Einsatzes einer elektronischen Parkscheibe zu beurteilen, zum andern durfte 
sich das Bundesgericht mit der schwierigen Frage auseinandersetzen, ob die 
Parkgebühr überhaupt oder – aufgrund technischer Unbeholfenheit – für ein 
falsches Parkfeld bezahlt worden war.  
Elektronische Parkscheibe, Erschwerung einer behördlichen Kontrolle 
(6P.229/2006 und 6S.525/2006 vom 1. Mai 2007). Ein Fahrzeuglenker ver-
wendete in einer blauen Zone gut sichtbar eine elektronische Parkscheibe. 
Diese stellt er auf eine Ankunftszeit von 16.00 Uhr ein, wobei von einer tat-
sächlichen Ankunftszeit von ca. 14.30 Uhr auszugehen war. Um 15.55 Uhr 
wurde anlässlich einer polizeilichen Kontrolle festgestellt, dass die Park-
scheibe falsch eingestellt war. Deswegen und wegen des Verwendens einer 
die behördlichen Kontrollen im Strassenverkehr erschwerenden Vorrichtung 
nach Art. 57b Abs. 1 i.V.m. Art. 99 Ziff. 8 SVG wurde gegen den Fahrzeug-
führer eine Busse von CHF 120.-- ausgefällt. Dagegen beschwerte sich der 
fehlbare Lenker erfolgreich vor Bundesgericht. 
Die Vorinstanzen argumentierten, weil bei einer elektronischen Parkscheibe 
zunächst festgestellt werden müsse, ob sie in Gang gesetzt oder ob der 
Stopp-Schalter betätigt worden sei und dies einige Minuten in Anspruch 
nehme, sei die behördliche Kontrolle per se erschwert. Die Kontrolle auf den 
ersten, schnellen Blick hin sei nicht mehr möglich (Erwägung 4.1). Der Be-
schwerdeführer stellte sich demgegenüber auf den Standpunkt, die Feststel-
lung, ob eine Parkscheibe "nachgestellt" würde, sei bei einer elektronischen 
Scheibe nicht schwieriger als im Fall einer manuellen. Zudem sei davon 
auszugehen, dass der Stopp-Schalter betätigt worden sei (Erwägung 4.2). 
Hinsichtlich der interessanten Frage der Zulässigkeit einer elektronischen 
Parkscheibe mit betätigtem Stopp-Schalter führt das Bundesgericht in Erwä-
gung 5.2 aus, dass zwar das Missbrauchspotenzial und die Missbrauchsab-
sicht bei elektronischen Parkscheiben wesentlich höher sei als bei manuellen, 
trotzdem aber auch eine elektronische Parkscheibe regelkonform eingesetzt 
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werden könne. Die blosse Möglichkeit des Missbrauchs eines Gerätes erach-
tet das Bundesgericht nicht als ausreichend, um dieses per se als unzulässig 
einzustufen. Eine solche Auslegung sei weder von der gesetzgeberischen 
Entstehungsgeschichte des Art. 57b Abs. 1 SVG gedeckt, noch entspreche die 
Verhinderung technischer, insbesondere elektronischer Entwicklung der 
gesetzgeberischen Absicht. 
Im konkreten Fall musste das Bundesgericht aber nicht auf diese Ausfüh-
rungen zurückgreifen. Weil die behördliche Kontrolle vor der eingestellten 
Ankunftszeit erfolgte, war die falsch eingestellte Parkzeit offensichtlich er-
kennbar. Die Kontrolle zu diesem Zeitpunkt war also nicht erschwert. Dem-
zufolge gab das Bundesgericht dem Beschwerdeführer Recht und wies die 
Sache zu neuer Entscheidung an die Vorinstanz zurück. 
Fehler bei Parkuhrbedienung (6S.123/2007 und 6S.134/2007 vom 23. Juli 
2007). Dem Protagonisten dieses Entscheids ist per se ein gewisses Mitleid 
entgegenzubringen, wobei offen bleiben kann, ob sich dieses aufgrund der 
wegen seiner technischen Unbeholfenheit resultierenden Busse oder aber 
angesichts der aus seinem Prozesseifer resultierenden exorbitanten Kosten 
ergibt. 
Der Beschwerdeführer hatte sich offenbar zweimalig bei der Bedienung 
einer zentralen Parkuhr vertippt und deswegen für ein anderes Parkfeld die 
Gebühr entrichtet als für dasjenige, auf welchem er tatsächlich parkiert hat-
te. Dafür wurde er mit je CHF 40.00 gebüsst. Die Vorinstanz reduzierte die 
Busse auf CHF 40.00, weil sie im einen Fall von einem besonders leichten 
Fall ausging und deswegen von Strafe Umgang nahm. Die Staatsanwalt-
schaft wie auch der Beschwerdeführer verlangten eine Beurteilung des Bun-
desgerichts. 
Der Beschwerdeführer brachte vor, es sei zu differenzieren, ob jemand die 
Parkuhr gar nicht oder aber lediglich falsch bediene. Eine Busse wegen fal-
scher Bedienung bedeute einen überspitzten Leerlaufformalismus (Erwä-
gung 3.1). Das Bundesgericht hielt dagegen völlig zu Recht fest, dass eine 
derartige Interpretation dem Missbrauch Tür und Tor öffnen würde, weil 
jedermann sich einer Quittung aus dem Papierkorb bedienen könnte, um die 
angeblich falsche Bedienung der Parkuhr zu belegen. Eine Kontrolle des 
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Einzelfalles sei für die Behörde völlig unmöglich und im Bereich der gering-
fügigen Ordnungsbussen auch nicht zumutbar (Erwägung 3.3). Aufgrund 
der Einfachheit der Bedienung einer zentralen Parkuhr – Ablesen der Park-
feldnummer und Eingeben dieser Nummer am Automat – hat gemäss den 
Ausführungen des Bundesgerichts der Parkierende sich Bedienfehler selber 
zuzurechnen, weil solche bei pflichtgemässer Vorsicht vermeidbar wären. 
Überdies ist nach Art. 100 Ziff. 1 Abs. 1 SVG auch die fahrlässige Tatbege-
hung strafbar (Erwägung 3.4).  
So hat denn der Unbeholfene nebst der wohl wieder auf CHF 80.00 festge-
setzten Busse auch noch Gerichtsgebühren von CHF 4'000.00 und wohl auch 
noch einige Franken Anwaltskosten zu tragen. 
IX. Anwaltliche Vertretung in strassenverkehrsstrafrechtlichen Angele-
genheiten (1P.805/2006 vom 14. September 2007; forumpoenale 
2008, 208) 
Zu guter Letzt geht es um die Kosten für die anwaltliche Vertretung in einer 
Strassenverkehrssache. Gegen den Beschwerdeführer wurde aufgrund eines 
Verkehrsunfalls eine Strafverfügung erlassen. Nach Ergänzung der Untersu-
chung auf Antrag des anwaltlich vertretenen Beschwerdeführers wurde die 
Untersuchung eingestellt, der strafrechtliche Vorwurf fallen gelassen und 
die Untersuchungskosten zu Lasten des Staates abgeschrieben. Hingegen 
wurde dem Beschwerdeführer eine Anwaltskostenentschädigung verwei-
gert, wogegen dieser sich vor Bundesgericht erfolgreich zur Wehr setzte. 
Die Vorinstanzen begründeten die Verweigerung einer Parteientschädigung 
im Wesentlichen damit, dass der zu beurteilende Fall weder in tatsächlicher 
noch in rechtlicher Hinsicht komplex gewesen und auch nicht ein besonders 
gravierender Tatvorwurf erhoben worden sei (Erwägung 2). Der Beschwer-
deführer brachte hingegen vor, dass das Verfahren keineswegs einfach ge-
wesen sei. Dies belege nur schon die Tatsache, dass zunächst die Sach- und 
Rechtslage falsch eingeschätzt worden sei und er – noch ohne anwaltlichen 
Beistand – eine begründete Einsprache habe erheben müssen und diverse 
Beweismassnahmen angeordnet und die Ehefrau als Zeugin vorgeladen 
worden sei. In diesem Lichte sei die Verweigerung der Entschädigung für 
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den später hinzu gezogenen Anwalt eine unzulässige Verdachtsstrafe, wel-
che gegen Art. 32 Abs. 1 BV und Art. 6 Ziff. 2 EMRK verstosse (Erwägung 3). 
Das Bundesgericht hält fest, dass einem obsiegenden Angeschuldigten die 
Anwaltskosten dann zu ersetzen sind, wenn er nach den Umständen objek-
tiv Anlass dazu hatte, einen Anwalt beizuziehen. Schwere des Tatvorwurfs, 
Komplexität des Sachverhalts, prozessuales Verhalten der Untersuchungs-
behörde oder der Parteien, persönliche Verhältnisse des Beschuldigten und 
der Verfahrensausgang sind Elemente, die dabei berücksichtigt werden 
müssen. Scheint der Beizug eines Anwaltes unter Würdigung dieser Ele-
mente geboten, ist der Staat bei einem Freispruch entschädigungspflichtig 
(Erwägung 4.2.3). Dem Betroffenen können die Kosten dann überwälzt wer-
den, wenn er in zivilrechtlich vorwerfbarer Weise gegen eine rechtliche Ver-
haltensnorm klar verstossen und dadurch das Strafverfahren veranlasst oder 
dessen Durchführung erschwert hat (Erwägung 4.2 und 4.2.2). 
Das Bundesgericht hält im vorliegenden Fall fest, dass die angefallenen Kos-
ten nicht dem Beschwerdeführer anzulasten seien. Der Schuldvorwurf habe 
sich als unzutreffend erwiesen und die luzernische Strafprozessordnung 
sehe eine Kürzung oder gar Verweigerung von Entschädigungsansprüchen 
nur im Fall einer schuldhaften und erheblichen Verletzung von Rechtspflich-
ten, welche das Verfahren verursacht hätten, vor. Eine solche Verletzung sei 
dem Beschwerdeführer aber nie angelastet worden (Erwägung 5.7). Gleich-
zeitig sei erstellt, dass der Beschwerdeführer den Anwalt erst beizogen habe, 
als das Verfahren zunehmend komplexer geworden sei und er bereits eine 
erste begründete Einsprache selber eingereicht gehabt habe, die Untersu-
chung ergänzt und Zeugen vorgeladen worden seien (Erwägung 5.8). Dem-
zufolge habe aber kein liquider, einfach zu beurteilender Bagatellfall mehr 
vorgelegen, bei dem der Beizug eines Anwaltes als unnötig erscheine (Er-
wägung 5.9). Demgemäss hiess das Bundesgericht die Beschwerde gut und 
hob den angefochtenen Entscheid auf. 
 
 
